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18. Sitzung 

Bonn, den 5. Dezember 1969 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Sitzung ist 
eröffnet. Meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich zu Beginn, vor Eintritt in die Tagesordnung, 
eine Mitteilung machen. 

Die ... gesammelten Erfahrungen haben Män-
gel der Strafprozeßordnung und der mit ihr 
in Zusammenhang stehenden Teile des Gerichts-
verfassungsgesetzes ergeben. 
Zu ihrer Beseitigung wird ... ein Gesetzentwurf 
vorgelegt werden, in dessen Rahmen zugleich 
die Entschädigung unschuldig Verurteilter ihre 
Regelung finden soll. 

Meine Damen und Herren, diese Ankündigung ist 
nicht eine Mitteilung des Herrn Bundesjustizmini-
sters Jahn, etwa auf Grund der gestrigen Frage-
stunde; sie stammt vielmehr aus der Rede, mit der 
am 5. Dezember 1894 der Deutsche Reichstag zu 
seiner 3. Session der 9. Legislaturperiode eröffnet 
wurde; heute vor genau 75 Jahren. 
Doch es ist nicht die überaus aktuelle Absicht 

einer Reform in der Strafjustiz, die die Erinnerung 
heute wachruft. Es ist vielmehr morgen, am 6. Dezem-
ber, die 75. Wiederkehr des Tages, an dem der 
Deutsche Reichstag erstmalig in sein neues Haus, 
das in zehnjähriger Bauzeit errichtete Reichstagsge-
bäude am Brandenburger Tor, einzog. 
Es war keine ruhige Zeit, als sich die Abgeord-

neten zur neuen Session versammelten. Schon die 
erste Sitzung atmete die geladene Atmosphäre einer 
spannungsvollen Innenpolitik. Die Ankündigung des 
Kaisers, man werde einen Gesetzentwurf vorlegen, 
„welcher" — jetzt wörtlich zitiert — „vornehmlich 
durch Erweiterung der geltenden Strafvorschriften 
den Schutz der Staatsordnung verstärken will", be-
stimmte bereits die ersten Wortgefechte im neuen 
Haus und schlug sich in Immunitätsdebatten nieder. 
Reichstagspräsident von Levetzow mußte bereits 
nachdrücklich zur Glocke greifen. 
Es lohnt sich schon, in den alten Protokollen zu 

lesen; da gibt es erstaunlich Verwandtes und er-
staunlich Fremdes und Unverständliches in dieser 
Zeitspanne von 75 Jahren. 
Der Reichstag im Wallotbau hat in wechselvoller 

Geschichte Größe und Niedergang erlebt: das Rin-
gen um die freiheitliche Selbstverantwortung des 

Volkes, das Mühen um zahllose Gesetze, die Stun-
den großer Debatten und die Stunden schicksalhafter 
Verantwortung, bis am 27. Februar 1933 mit dem 
Brand des Wallotbaues mehr als das äußere Ge-
bäude parlamentarischer Demokratie zerstört wurde. 

Das Haus ist nun durch unseren Willen wieder-
erstanden, als Wahrzeichen einer wechselvollen poli-
tischen Geschichte, als Mahnung, sich des Wertes, 
aber auch der Zerstörbarkeit einer parlamentarisch

-

demokratischen Ordnung bewußt zu bleiben, als ein 
Bekenntnis zur Freiheit für alle Deutschen, wie denn 
auch das Haus „Dem Deutschen Volke" gewidmet 
ist. 
In diesem Sinne, meine Damen und Herren, ge-

denkt der Deutsche Bundestag heute des Tages vor 
75 Jahren als einer geschichtlichen Stunde des 
deutschen Parlamentarismus. 

(Beifall.) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung erweitert werden um die 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft über den von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie 
des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten für die Bezeichnung 
von Textilerzeugnissen 
— Drucksachen V/4042, VI/137 —. 

Das Haus ist damit ,einverstanden. Die Erweiterung 
der Tagesordnung ist beschlossen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat mit Schreiben vom 
4. Dezember 1969 für den ausgeschiedenen Abge-
ordneten Toussaint und für den verstorbenen Ab-
geordneten Prinz von Bayern den Abgeordneten 
Dr. Wörner als Mitglied und den Abgeordneten 
Wohlrabe als seinen' Stellvertreter für den Verwal-
tungsrat der Filmförderungsanstalt benannt. — Das 
Haus ist damit einverstanden. Damit sind die Abge-
ordneten Wörner und Wohlrabe gewählt. 

Wir treten nun in die Tagesordnung ein und be-
ginnen mit der 

Fragestunde 
— Drucksachen VI/ l04, VI/136 — 

Es liegen zwei Dringlichkeitsfragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vor. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Susset auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung, nachdem sie in der Re-
gierungserklärung ausgeführt hat, daß bei der notwendigen 
Strukturverbesserung der Landwirtschaft eine Politik des Preis-
drucks vermieden werden muß, die Vorschläge der  Kom-
mission  der Europäischen Gemeinschaft über die Herstellung 
des Gleichgewichts der Agrarmärkte in ihrer Gesamtheit? 

Zur Beantwortung, Herr Bundesminister Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Frau Präsidentin, Herr Kollege 
Susset, ich beantworte Ihre Frage wie folgt. Die 
Initiative der Kommission zur Herstellung des 
Gleichgewichts auf den Agrarmärkten ist die Folge 
der Überschußsituation in der Gemeinschaft. Die 
Kommission glaubt, und zwar nicht erst seit heute, 
sondern seit zwei Jahren, daß sie -  damit das Über-
schußproblem lösen kann. Es ist selbstverständlich, 
daß die Einzelheiten dieser Vorschläge und ihre 
Vereinbarkeit mit den agrarpolitischen Vorstellun-
gen der Bundesregierung, wie sie in der Regierungs-
erklärung niedergelegt sind, eingehend geprüft 
werden. 

Im übrigen habe ich bereits bei der letzten Rats-
sitzung in Brüssel darauf hingewiesen, daß die 
deutsche Landwirtschaft infolge der EWG-Agrar-
politik in der Vergangenheit bei Getreide eine Preis-
senkung von 13 % hat hinnehmen müssen, ohne daß 
das merkbare Auswirkungen auf die Verbraucher-
preise gehabt hat. 

Eine Politik des Preisdrucks zur Beschleunigung 
des Strukturwandels wird von der Bundesregierung 
nach wie vor abgelehnt. Auf der anderen Seite be-
steht über die Notwendigkeit, das Überschußpro-
blem bei bestimmten Agrarerzeugnissen in der Ge-
meinschaft zu lösen, kein Zweifel. Dies gilt auch für 
das Hohe Haus, wie die Aussprachen in den letzten 
Wochen besonders deutlich gezeigt haben. Im übri-
gen ist auch auf der Haager Gipfelkonferenz auf 
diese Notwendigkeit hingewiesen worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Minister, die Ausfüh-
rungen, die Sie gerade gemacht haben, befriedigen 
uns. Uns kommt es nur darauf an, zu erfahren, wie 
Sie sich bei der Konferenz am 8. Dezember zu die-
sen Fragen verhalten werden. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Susset, ich fasse 
Ihre Frage als eine Hilfestellung für den Minister auf 
und bedanke mich sehr. Wie ich mich verhalten 
werde, geht aus meiner Antwort auf Ihre zweite 
Frage hervor. Wenn Sie gestatten, beantworte ich 
auch gleich Ihre zweite Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich 
noch die Frage 2 des Abgeordneten Susset auf: 

Welche Haltung wird die Bundesregierung auf der nächsten 
Sitzung des Ministerrats der Europäischen Gemeinschaft am 

8. Dezember 1969 zu den Vorschlägen der Kommission der 
 Europäischen Gemeinschaft auf den Sektoren Getreide, Zucker 

und Milcherzeugnisse einnehmen, um Schaden von der deut-
schen Landwirtschaft abzuwenden? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Diese Frage beantworte ich wie 
folgt: Wie ich bereits ausgeführt habe, werden die 
Vorschläge der Kommission zur Zeit eingehend von 
der Bundesregierung geprüft. Da die Verhandlun-
gen im Ministerrat über die Vorschläge der Kom-
mission erst anlaufen, wird in der Ministerrats-
sitzung am 8. und 9. Dezember keine Entscheidung 
fallen, sondern lediglich eine allgemeine Aussprache 
stattfinden. Danach wird die Bundesregierung zu-
nächst im Staatssekretärausschuß, auf Ressortebene 
und dann im Kabinett endgültig eine Stellungnahme 
vorbereiten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeorneter Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Teilt die Bundesregierung 
meine Ansicht, daß die von der Brüsseler Behörde 
für den Beginn des Wirtschaftsjahres 1970/71 vor-
geschlagene neue Senkung der Getreidepreise, die 
nach der durch die Aufwertung bedingten Preissen-
kung ab 1. Januar 1970 auch für rationell geführte 
Betriebe ruinöse Folgen hat, eine untragbare Be-
lastung für die deutsche Landwirtschaft ist, und wie 
wird sie sich angesichts dieser Sachlage in Brüssel 
verhalten? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege, Sie haben jetzt 
drei Fragen in einer gestellt. Ich werde sie auch 
dreifach beantworten. Erstens. Die Bundesregierung 
hat nach wie vor die Auffassung, daß man die 
Agrarstrukturprobleme nicht durch Preisdruck lösen 
sollte. Zweitens. Das Überschußproblem ist gegeben. 
und wir müssen dafür Lösungen finden. Drittens. 
Die durch die Aufwertung entstandenen Schäden 
werden durch die Ausgleichszahlungen voll ver-
gütet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, Sie 
haben schon eine Reihe von Zusatzfragen in die 
eine Frage gepackt. Ich lasse noch eine Zusatzfrage 
zu. 

Susset (CDU/CSU) : Wie wird sich die Bundes-
regierung zur Senkung des Zuckerrübenpreises und 
zur Senkung des Ausnutzungsgrades der Grund-
quote, die ja die Existenz nicht nur der rübenbauen-
den Landwirtschaft, sondern auch der gesamten 
zuckerrübenverarbeitenden Industrie gefährden, 
verhalten? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Susset, auf meinem 
Schreibtisch häufen sich zur Zeit die Briefe der 
Zuckerwirtschaft geradezu zu Bergen. Ich würde bei-
nahe sagen, ich kann ohne Zucker kaum mehr 
schlafen. Ich will Ihnen aber dazu folgendes sagen: 
In der Frage der Vorschläge der Kommission — das 
hat bereits die oberflächliche Diskussion in der letz-
ten Ratssitzung ergeben — gibt es unter den einzel-
nen Delegationen ganz unterschiedliche Meinungen. 
Es wäre von mir außerordentlich verfehlt, im jetzi- 
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Bundesminister Ertl 

gen Zeitpunkt dazu etwas zu sagen. Das würde 
meine Position für die Verhandlungen nur schwä

-

chen. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sind Sie 
nicht der Auffassung, daß im Kommuniqué der 
Haager Verhandlungen bereits eine Vorentschei-
dung für eine geringere Absatzgarantie und für 
niedrigere Preise der Landwirtschaft dadurch ge-
geben ist, daß es unter Punkt 6 heißt: 

Sie forderten die Regierungen auf, im Rat be-
reits unternommene Anstrengungen für eine 
bessere Beherrschung des Marktes durch eine 
landwirtschaftliche Erzeugungspolitik, die eine 
Beschränkung der Haushaltslasten gestattet, 
zügig fortzusetzen. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
wirtschaft und Forsten: Kollege Dasch, soweit ich 
im Bilde bin, sind ähnliche Forderungen in diesem 
Hause von verschiedenen Seiten und von verschie-
denen Fraktionen wiederholt gestellt worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, nach-
dem uns Ihre Antworten vorhin weithin befriedigt 
haben, darf ich Sie fragen, ob Sie damit auch die 
Auffassung von Professor Weinschenk teilen, der 
kürzlich in einem Referat geäußert hat, daß das der-
zeitige Agrarpreisniveau gerade auch für die lei-
stungsfähigen EWG-Betriebe — wenn ich es einmal 
so sagen darf — in weiten Teilen der Bundesrepu-
blik die untere Schwelle erreicht hat, zum Teil unter-
schritten ist. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Ritz, ich bedauere 
außerordentlich, daß ich das Referat von Wein-
schenk — ich hoffe, daß Sie es mir zuleiten — bis 
jetzt nicht gelesen habe. Es ist immer außerordent-
lich schwierig, zu einer anderen Meinung Stellung 
zu nehmen, die man nur in einem Satz erfährt. Aber 
ich würde sagen, daß wir bezüglich der Preissen-
kung sicherlich schon erhebliche Vorleistungen er-
bracht haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß die Überschußproduk-
tion durch Preissenkungen nicht eingeschränkt, son-
dern im Gegenteil noch ausgeweitet wird? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Niegel, ganz so 
einfach ist es natürlich nicht. Das hängt vom Aus-
maß der Preissenkung und vom Produkt ab. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Bundes-
minister, wären Sie bereit, den Fragesteller darauf 
hinzuweisen, daß das in der ersten Frage herange-
zogene Papier eine Mitteilung an den Rat ist und 
kein Verordnungsentwurf, und wären Sie bereit, 
dem Fragesteller Aufklärung darüber zu geben, daß 
das ein Diskussionspapier ist und mehr nicht? 

Ertl,  Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Schmidt, ich habe 
mich bei Ihnen sehr zu bedanken. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Sie erinnern mich an einen Tatbestand, auf den ich 
bereits in Brüssel hingewiesen habe. Mein hochver-
ehrter Amtsvorgänger Höcherl hatte es noch mit 
einem ganzen Mansholt-Plan zu tun; ich habe es 
gottlob nur noch mit einem Mini-Mansholt-Plan zu 
tun. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herr Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, wären Sie, da die 
Kollegen der CDU CSU, soweit sie neu in diesem 
Hause sind, jede Woche mit geringen Variationen 
die gleichen Fragen stellen, bereit, diesen Kollegen 
einmal die historischen Grundlagen der früheren 
Entscheidungen der Regierungen Erhard, Kiesinger 
und Adenauer niederzulegen, vor allem auch die 
entsprechende Erklärung des früheren Bundeswirt-
schaftsministers Schmücker zu der Frage der Preis-
senkungen, damit sich ein für allemal die histo-
rischen Fehlleistungen nicht mehr wiederholen? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.— 
Oh-Rufe von der CDU/CSU.) 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich nehme an, daß meine von 
mir hochverehrten Kollegen, die neu in diesen Bun-
destag eingezogen sind und über deren Aktivität 
ich mich sehr freue, über Weihnachten die Protokolle 
der früheren Bundestage nachlesen, dann werden sie 
die Einzelheiten selbst kennenlernen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Bundesminister, 
sind Sie bereit, den Kollegen der CDU hier darzu-
legen, daß der Finanzminister Strauß in seiner Amts-
zeit in diesem Hohen Hause vorgeschlagen hat, das 
gesamte Agrarpreisniveau zu drücken und zu 
dämpfen, um die Agrarfinanzierung für die Mit-
gliedsländer erträglich zu machen? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Peters, wenn die 
neuen Kollegen aus der CDU/CSU die Protokolle 
studieren, werden sie auch diese Feststellung tref-
fen. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, werden 
Sie, nachdem Sie vorher das Papier zitiert haben, 
bei den Verhandlungen besonders berücksichtigen, 
daß durch eine neuerliche Preissenkung bei Ge-
treide besonders die bayerische Landwirtschaft ge-
troffen wird, weil sie pro Jahr 600 000 t über Bayern 
hinaus vermarkten muß? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich stimme Ihnen hier zu und 
nehme dabei an, Sie meinen damit die Aufhebung 
der Interventionspreise. Sie können sich darauf ver-
lassen, daß ich in Brüssel diesbezüglich mit Nach-
druck unsere Position vertreten werde. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, Sie 
sprachen vorhin davon, daß die Bundesregierung, 
wie in der Regierungserklärung gesagt wurde, einen 
Preisdruck wegen Strukturwandels ablehne. Können 
Sie sich vorstellen, Herr Bundesminister, daß einem 
anderen Preisdruck als im Hinblick auf Struktur-
wandel seitens der Bundesregierung zugestimmt 
wird? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich muß Ihnen ehrlich sagen, 
Ihre Frage verstehe ich nicht genau; sie war in sich 
widersprüchlich. Ich kann natürlich auf eine wider-
sprüchliche Frage in der Form nicht antworten. Viel-
leicht sind Sie so lieb, Herr Kollege Niegel, das noch 
einmal genau zu präzisieren. 

Niegel (CDU/CSU) : Ich darf das präzisieren. Sie 
sprachen davon, die Bundesregierung lehne es ab, 
wie es die Regierungserklärung sagt, einen Preis-
druck hinzunehmen, der auf den Strukturwandel ge-
richtet ist. Können Sie sich vorstellen, daß ein ande-
rer Preisdruck hingenommen wird, der nicht auf den 
Strukturwandel zielt? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich kann nur sagen, die Frage 
stellt sich nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Bundes-
minister, kann es an der Akustik im Hause liegen, 
daß die Kollegen der CDU schon 14 Tage lang immer 
die gleichen Fragen stellen? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Schmidt, sie haben 
offensichtlich Freude daran, und man soll keinem 
Menschen die Freude verderben. 

(Abg. Köppler: Es tut offenbar weh!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Sie haben eine 
weitere Zusatzfrage? — Bitte schön, Herr Kollege! 

Lenders (SPD) : Herr Minister, darf ich Sie fra-
gen, ob die Bundesregierung bereit ist, bei der Prü-
fung der Vorschläge der EWG-Kommission zur Lö-
sung der Agrarprobleme zu berücksichtigen, daß es 
in Artikel 39 des EWG-Vertrages zu den Zielen der 
Agrarpolitik heißt, daß auch für die Belieferung der 
Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu tra-
gen ist. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
wirtschaft und Forsten: Wir werden natürlich auch 
das prüfen. Ich möchte aber hinzufügen — und ich 
bin Ihnen deshalb für die Frage sehr dankbar —, 
daß Sie feststellen werden, wenn Sie z. B. den Be-
richt der Bundesregierung über die Auswirkungen 
der EWG-Agrarpolitik im letzten Jahr nachlesen, 
daß wir bei einer Vielzahl von Produkten eine Er-
zeugerpreissenkung von bis zu 10 % hatten und daß 
das bei den Verbrauchern ganz minimal angekom-
men ist. Die Spanne zwischen Erzeugerpreisen und 
Verbraucherpreisen ist im permanenten Wachsen. 
Ich bin Ihnen sehr dankbar, weil ich glaube, die 
deutsche Öffentlichkeit sollte auch von diesem Tat-
bestand bei der Beurteilung des Verhältnisses Land-
wirtschaft—Verbraucher Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. Bitte, Herr Kollege! 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, teilen 
Sie die Auffassung, daß das dauernde, das wieder-
holte Fragen nicht daran liegt, daß eine Reihe von 
Kollegen sehr viel Freude daran hat, sondern daß 
es vielmehr daran liegt, daß die fortlaufende Ent-
wicklung und die derzeitige Lage buchstäblich zu 
diesen Fragen zwingt? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Kiechle, ich bin seit 
acht Jahren Mitglied dieses Hohen Hauses, und mir 
ist jede Aktivität willkommen. Die Probleme, die 
ich zu bewältigen habe, sind sicherlich nicht sehr 
leicht, und da kann mir jede Unterstützung in die-
sem Hohen Hause nur willkommen sein. Allerdings 
sind die Probleme, die ich zu bewältigen  habe,  nicht 
primär von der neuen Bundesregierung, der ich an-
gehöre, geschaffen worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß es drin-
gend notwendig wäre, zur Zeit nicht nur indirekt, 
wie das in der Regierungserklärung der Fall war, 
sondern auch direkt und deutlich der deutschen 
Öffentlichkeit zu sagen, daß das deutsche Erzeuger-
preisniveau keineswegs überhöht ist, wie das be-
reits wieder von verschiedenen Seiten der Öffent-
lichkeit zu suggerieren versucht wird? 
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Ertl,  Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Kiechle, mein Haus 
bemüht sich permanent, zu einer Objektivierung der 
Tatbestände im Bereich der deutschen Landwirt-
schaft beizutragen. Ich nehme Ihre Anregung mit 
Dank auf. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Damit sind die Dringlichkeitsfragen 
beantwortet. Ich danke dem Herrn Bundesminister 
Ertl. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts. Ich rufe die Frage 
102 des Abgeordneten Matthöfer auf: 

Sind die Angaben in dem Artikel „Schwarze Listen für Athen" 
in der Zeit vom 7. November 1969 über die Tätigkeit der grie-
chischen Arbeitskommissionen in deutschen Arbeitsämtern zu-
treffend und kennt die Bundesregierung das in diesem Artikel 
erwähnte Material über die Kommissionen, das dem Hamburger 
Innensenator von griechischen Widerstandsorganisationen über-
geben wurde? 

Zur Beantwortung der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär. 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Die 
Sache, um die es bei der Frage des Abgeordneten 
Matthöfer geht, ist in diesem Hause schon einmal, 
am 8. September 1967, in einer Fragestunde behan-
delt worden. Damals hat  die Bundesregierung in 
Beantwortung einer Frage der Kollegin Frau Die-
mer-Nicolaus erklärt, sie werde dafür Sorge tragen, 
daß die politische Freiheit von Gastarbeitern in der 
Bundesrepublik nicht beeinträchtigt wird. Diese 
Sorge gilt unverändert, und sie ist auch darin zum 
Ausdruck gekommen, daß ein Gespräch mit dem 
griechischen Botschafter über die Tätigkeit der grie-
chischen Arbeitskommissionen hier im Lande statt-
gefunden hat. 

Im übrigen ist der Bundesregierung das Schreiben 
des griechischen Sozialrats Flokos bekannt. Aus die-
sem Schreiben geht nicht eindeutig hervor, daß die 
Arbeitskommissionen auch politische Aufträge ha-
ben, jedenfalls nicht so eindeutig, daß die Bundes-
regierung einen Grund zu einem weitergehenden 
Eingreifen gesehen hat. Wir verfolgen nicht ohne 
Sorge die Tätigkeit, die  hier  im Lande von den 
Arbeitskommissionen ausgeübt wird, und ich kann 
Ihnen zusagen, daß wir, wenn uns Material bekannt-
wird, das ein weiteres Eingreifen nötig macht, ein-
greifen werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Matthöfer. 

Matthöfer (SPD) : Herr Staatssekretär, ergibt sich 
nicht schon aus dem vorliegenden Material die Not-
wendigkeit des Eingreifens, insbesondere dem Ma-
terial, das dem Hamburger Innensenator übergeben 
wurde und auf das ich in meiner Frage hingewiesen 
habe? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Der Bun-
desregierung ist bisher nicht bekannt, welches Mate-

rial im einzelnen dem Hamburger Innensenator 
übergeben wurde; denn diese Unterlagen werden 
gegenwärtig von der Staatsanwaltschaft in Hamburg 
geprüft. Wenn uns dieses Material bekanntwird, 
werden wir daraus die entsprechenden Konsequen-
zen ziehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Matthöfer (SPD) : Wird die Konsequenz auch 
darin bestehen, daß man die Änderung der betref-
fenden Abkommen anstrebt? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Das kann 
eine mögliche Konsequenz sein, wird aber ganz von 
dem Material abhängen, das wir finden. Ich will 
Ihnen gern sagen, Herr Kollege Matthöfer, daß Ihre 
Frage und die Ihrer Frage zugrunde liegenden Ver-
öffentlichungen mich selbst veranlaßt haben, in die-
ser Hinsicht Nachforschungen anzustellen, von denen 
ich hoffe, daß sie bald zu klareren Ergebnissen füh-
ren. Ich möchte Ihnen noch einmal als Willenserklä-
rung der Bundesregierung versichern, daß wir dafür 
Sorge tragen wollen, daß keiner in diesem Lande 
in seinen politischen Freiheiten beengt wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 103 des Herrn Abgeordneten 
Matthöfer auf: 

Wie will die Bundesregierung verhindern, daß diese Kom-
missionen mit Hilfe schwarzer Listen griechische Demokraten 
bei den Diktaturbehörden ihrer Heimat denunzieren und die 
ihnen in der Bundesrepublik Deutschland eingeräumten Vor-
rechte für demokratiefeindliche Propagandaaktivitäten miß-
brauchen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Die Be-
antwortung dieser Frage ergibt sich in gewissem 
Umfang aus meiner Beantwortung der Zusatzfragen 
des Herrn Kollegen Matthöfer. Ich darf aber darauf 
hinweisen, daß es für uns selbstverständlich ist, daß 
die in der Bundesrepublik tätigen griechischen Ar-
beitskommissionen keinerlei irgendwie geartete 
Vorrechte genießen. Falls sie gegen deutsche Ge-
setze verstoßen sollten, werden wir in der hier so-
eben angedeuteten Weise tätig werden und damit 
die Willenserklärung in die Tat umsetzen, die ich 
gerade noch einmal wiederholt habe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Matthöfer. 

Matthöfer (SPD) : Zu diesem Mißbrauch der Vor-
rechte, Herr Staatssekretär, würde es doch sicher 
auch gehören, wenn diese Kommissionen Veröffent-
lichungen verbreiteten, in denen die Griechen zur 
Denunziation ihrer Landsleute aufgerufen werden. 
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Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Wenn in 
dieser Form tatsächlich Veröffentlichungen verbrei-
tet werden, dann teile ich Ihre Meinung, Herr Kol-
lege. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. Ich rufe die Frage 104 des Abgeordne-
ten Geisenhofer auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, daß alsbald 
folgende Punkte auf die Tagesordnung des Ministerrats der 
Europäischen Gemeinschaften gesetzt und beraten werden: 

der dem Ministerrat vom Europäischen Parlament zugeleitete 
Entwurf betr. Die Wahl der Mitglieder des Europäischen Parla-
ments, der dem Ministerrat von der Kommission vorgelegte 
Entwurf betr. die Erweiterung der Befugnisse des Europäischen 
Parlaments (Haushaltsrecht) und 

der dem Ministerrat von der Kommission vorgelegte Vorschlag 
betr. die eigenen Finanzguellen der Gemeinschaft? 

Der Fragesteller hat um schriftliche Beantwortung 
gebeten. Die Antwort des Parlamentarischen Staats-
sekretärs Dr. Dahrendorf vom 4. Dezember 1969 
lautet: 

Seit der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
12. März d. J., mit der der Rat der EG aufgefordert wurde, 
sich erneut mit dem Entwurf des Parlaments betreffend eine 
Direktwahl seiner Mitglieder zu befassen, hat dieser Entwurf 
bereits mehrfach auf der Tagesordnung des Ministerrats gestan-
den. Die Beratungen im Ministerrat und bei den Ständigen 
Vertretern, die noch nicht abgeschlossen sind, haben eine 
gründliche Prüfung der Vorschläge des Europäischen Parlaments 
ermöglicht. Die Bundesregierung hofft, daß sich zwischen den 
Mitgliedstaaten möglichst bald ein prinzipielles Einvernehmen 
über die Einführung allgemeiner und direkter Wahlen zum 
Europäischen Parlament herstellen läßt. 

Die Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend die 
Erweiterung der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla-
ments ist erst Ende Oktober rl. J. vorgelegt worden. Gegen-
stand einer Ratsdebatte konnte sie wegen der hierfür notwen-
digen Vorbereitung angesichts dieser kurzen Zeitspanne noch 
nicht sein. Auch die Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, das zu den Vorschlägen der Kommission gehört werden 
muß, liegt noch nicht vor. 

Die Vorschläge der Kommission an den Rat betreffend die 
Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch Eigen-
einnahmen stehen zur Zeit nicht zuletzt wegen des Zusam-
menhanges mit der Frage der Agrarfinanzierung im Mittel-
punkt der innergemeinschaftlichen Diskussion. Es ist selbstver-
ständlich, daß sie unter diesen Umständen auch immer wieder 
Gegenstand von Ratstagungen sind. 

Die Bundesregierung hat sowohl hinsichtlich der Direktwahl 
des Europäischen Parlaments als auch hinsichtlich der Ver-
stärkung seiner Haushaltsbefugnisse stets eine positive Haltung 
eingenommen. 

Bei den innergemeinschaftlichen Beratungen über die Direkt-
wahl des Europäischen Parlaments hat die Bundesregierung —
um überhaupt in dieser Angelegenheit Fortschritte zu erzie-
len — die Einführung eines gemischten Systems vorgeschlagen, 
hei dem unter Verdoppelung der Zahl der Parlamentsmitglie-
der die Hälfte der Abgeordneten von den nationalen Parla-
menten nach dem bisherigen Verteilungsschlüssel entsandt, die 
andere Hälfte nach einem der Bevölkerungszahl entsprechen-
den Schlüssel unmittelbar gewählt wird. Dieser deutsche Vor-
schlag, der auch von dem Herrn Bundesaußenminister persönlich 
im Rat vertreten wurde, ist als ein Konpromiß gedacht, der 
auch bei einigen der Mitgliedstaaten bereits Interesse gefun-
den hat. Auch auf der Gipfelkonferenz hat die Bundesregierung 
die Direktwahl angesprochen. Wie aus dem Kommuniqué der 
Konferenz hervorgeht, wurde beschlossen, die  Frage weiter 
vom Ministerrat prüfen zu lassen. 

Ihrer bisherigen Haltung entsprechend steht die Bundesregie-
rung auch dem Gedanken einer Erweiterung der Haushaltsbe-
fugnisse des Parlaments positiv gegenüber. Der Vorschlag der 
Kommission, wonach die Haushaltsbefugnisse der Versamm-
lung im Zuge der ebenfalls stufenweise vorgesehenen Über-
tragung eigner Einnahmen gestärkt werden sollte, wird von 
uns grundsätzlich begrüßt. Im einzelnen bedarf das von der 
Kommission vorgeschlagene Verfahren allerdings noch der 
Prüfung. Auch auf der Gipfelkonferenz in Den Haag vom 
1./2. Dezember warnte beschlossen, die Haushaltsbefugnisse des 
Europäischen Parlaments zu verstärken. 

Die Fragen 105 und 106 sind von dem Abgeord-
neten Härzschel zurückgezogen worden. 

Ich rufe jetzt die Fragen 107 und 108 des Abgeord-
neten Dr. Schulz (Berlin) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß alle Versiche-
rungen des griechischen Obristenregimes, zu den Prinzipien der 
Demokratie und der Menschenrechte zurückzukehren, nicht zu-
letzt durch die Terrorurteile der letzten Zeit gegen opponierende 
Gruppen sowohl moralisch wie auch objektiv gegenstandslos ge-
worden sind? 

Ist die Bundesregierung unter diesen Umständen nunmehr dazu 
bereit, im zuständigen Ministerkomitee für einen Ausschluß Grie-
chenlands aus dem Europarat einzutreten? 

Der Fragesteller bittet um schriftliche Beantwor-
tung. Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach 
Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Nun die Frage 109 des Abgeordneten Dr. Marx 
(Kaiserslautern) : 

Welche Mitteilungen kann die Bundesregierung zu den Fest-
stellungen im ZDF-Magazin vorn 26. November 1969 machen, 
wonach u. a. Piloten der „DDR" mit sowjetischen Iljuschin-Bom-
bern vor allem zivile Ziele wie z. B. Rote-Kreuz-Kranken-
anstalten in Biafra, anfliegen und mit Bomben zerstören? 

Auch der Abgeordnete Dr. Marx bittet um eine 
schriftliche Antwort. Der Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. Dahrendorf hat am 5. Dezember 1969 
folgendes geantwortet: 

Der Bundesregierung sind bereits vor längerer Zeit Informa-
tionen über angebliche Aktivitäten von Piloten der DDR im 
nigerianischen Bürgerkrieg — und zwar auf seiten der 
nigerianischen Zentralregierung — zugegangen. Diese Informa-
tionen konnten jedoch nicht bestätigt werden. Es ist allerdings 
anzunehmen, daß in den Luftwaffen beider Seiten im nigeriani-
schen Bürgerkrieg ausländische Piloten tätig sind. 

Die Bundesregierung bedauert zutiefst, daß durch die Tätig

-

keit der Luftstreitkräfte der streitenden Parteien auf beiden Sei-
ten zivile Ziele angegriffen und Zivilpersonen getötet wurden. 

Ich rufe die Frage 110 des Abgeordneten Dr. 
Giulini auf: 

Ist es der Bundesregierung möglich, genaue Angaben darüber 
zu machen, wie hoch die Gelder sind, die wir an die verschie-
denen UNO-Organisationen zahlen, ohne daß die Bundesrepu-
blik Deutschland selbst Mitglied ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Frau Prä-
sidentin! Die deutschen Beiträge zu den Arbeiten der 
Vereinten Nationen, an denen sich die Bundesrepu-
blik Deutschland auch ohne Mitglied der Vereinten 
Nationen zu sein beteiligt, beliefen sich im Jahre 
1968 auf insgesamt fast genau 17,8 Millionen US-
Dollar. Vollständige Angaben für das Jahr 1969 
liegen noch nicht vor. Voraussichtlich werden wir 
aber zirka 2,3 Millionen Dollar mehr aufwenden. 

Durch diese Zahlungen trägt die Bundesrepublik 
Deutschland, die Mitglied aller 12 sogenannten Son-
derorganisationen der Vereinten Nationen sowie der 
Internationalen Atomenergieorganisation ist, auch 
zu den in dem unmittelbaren Bereich der VN-Organi-
sation selbst durchgeführten Arbeiten teil, weil die 
Bundesregierung die damit verbundenen entwick-
lungspolitischen, sozialen und humanitären Ziele be-
jaht. Sie ist darüber hinaus wie andere Staaten —
z. B. auch die Schweiz — Aufforderungen des Gene-
ralsekretärs der Vereinten Nationen nachgekommen, 
sich an Sonderaktionen zur Erhaltung des Friedens 
zu beteiligen; z. B. seinerzeit im Kongo und später 
für die Stationierungskosten der VN-Friedenstrup- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Dahrendorf 
pen auf Zypern hat die Bundesregierung beigetra-
gen. Für die Zypernaktion der Vereinten Nationen 
wurden seit 1964 ursprünglich jährlich 2 Millionen 
Dollar und seit 1967 jährlich 1 Million Dollar auf-
gewendet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Giulini. 

Dr. Giulini (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
könnte es sein, daß diese Summe — bei Anerken-
nung ihrer Zweckmäßigkeit und ihres ethischen Ge-
halts — ungefähr der Summe entspricht, die bei-
spielsweise Länder wie Frankreich oder England als 
Vollmitglieder in den UNO-Organisationen zu zah-
len haben? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Im Durch-
schnitt entspricht die Summe den Beiträgen Frank-
reichs und Englands. Das gilt nicht für jede einzelne 
der Organisationen. Es ist Ihnen wahrscheinlich be-
kannt, daß bestimmte Schlüssel für die Beteiligung 
der Mitgliedstaaten angelegt werden. Auch Nicht-
mitgliedstaaten, die sich an den Unterorganisationen 
beteiligen, unterliegen in einigen einem solchen 
Schlüssel, nach dem wir z. B. in einigen Organisationen 
7'0/o der Kosten zu tragen haben. Das entspricht in 
diesen Organisationen ziemlich genau den Beiträgen 
Frankreichs und Großbritanniens. Ein Unterschied 
liegt natürlich darin, daß wir keinen Beitrag zu den 
unmittelbaren Verwaltungskosten der zentralen Or-
ganisation der Vereinten Nationen selbst liefern, 
weil wir hier nicht Mitglied sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 111 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jenninger auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundesminister Leber 
hei seinem Besuch im Vatikan im Auftrag der Bundesregierung 
den Vatikan dazu zu bewegen suchte, seine bisherige Haltung 
zum Problem der Oder-Neiße-Linie zugunsten Polens zu ändern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Frau Prä-
sidentin! Ich beantworte die Frage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Jenninger mit Nein. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. Damit ist der Geschäftsbereich des Auswärti-
gen Amts abgeschlossen. Ich danke dem Herrn Parla-
mentarischen Staatssekretär. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Justiz. Die Fragen bis 62 sind 
gestern beantwortet worden. 

Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Arnold auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Entwurf für ein neues 
GmbH-Gesetz vorzulegen? 

Zur Beantwortung, Herr Bundesminister Jahn. 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Die Antwort 
lautet: Ja. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 64 der Frau Abgeordneten Dr. 
Diemer-Nicolaus auf. — Frau Diemer-Nicolaus ist 
nicht im Saal; die Frage wird schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 65 des Herrn Abgeordneten 
Varelmann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen zu ergreifen, die 
der wucherischen Entwicklung des Erbbauzinses im Bereich des 
sozialen Wohnungsbaus begegnen, und welche Preissteigerungen 
hält die Bundesregierung im Bereich des Erbbauzinses für Ge-
lände, das dem sozialen Wohnungsbau dient, für vertretbar? 

Bitte schön, Herr Bundesminister! 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Seit geraumer 
Zeit hat sich die Bundesregierung mit den Steige-
rungen der Erbbauzinsen befaßt, die in den Fällen 
verlangt werden, in denen nach vertraglicher Ab-
rede für die Höhe des Erbbauzinses die Entwicklung 
des Wertes des belasteten Grundstücks von Bedeu-
tung ist. Das dabei gesammelte umfangreiche, aber 
keineswegs vollständige Material zeigt zwar ein-
zelne Erhöhungen von Erbbauzinsen, die sozial 
schwer erträglich sind. Das Material läßt aber nicht 
den Schluß zu, daß sich im Bereich des sozialen 
Wohnungsbaus der Erbbauzins allgemein wucherich 
entwickelt. Die Entwicklung auf diesem Gebiet und 
besonders auch das Ergebnis der Rechtsprechung zu 
den auftretenden Streitfällen werden aufmerksam 
verfolgt, um zu erkennen, ob Maßnahmen der Ge-
setzgebung nötig sind. 

Den zweiten Teil Ihrer Frage verstehe ich so, daß 
Sie wissen wollen, bis zu welcher Höhe die Bundes-
regierung eine nachträgliche Erhöhung des Erbbau

-

zinses auf Grund einer Wertsicherungsklausel bei 
bereits bebauten Grundstücken, die dem sozialen 
Wohnungsbau dienen, für vertretbar hält. Diese 
Frage kann nicht in bestimmten Zahlen beantwortet 
werden. Der Markt ist auch auf diesem Gebiet so 
differenziert, daß sich feste Sätze und einheitliche 
Prozentsätze kaum finden lassen. Ob eine Erhöhung 
des Erbbauzinses noch vertretbar ist, hängt letztlich 
von den Umständen des Einzelfalles ab. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Varelmann. 

Varelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß Steigerungen von 
Erbbauzinsen vorliegen, die bis zu 700 % gegen- 
über den Zuständen um 1950 gehen? Bis in die 
50er Jahre blieben die Erbpachtzinsen in der Regel 
so, wie sie einmal festgesetzt waren. Jetzt haben 
die Verhältnisse sich erheblich geändert, obwohl 
der Erbpachtnehmer nicht anzunehmen brauchte, daß 
später Preissteigerungen in diesem Ausmaß ein-
treten würden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Varelmann, Sie haben eine Frage zu stellen, nicht 
eine Mitteilung zu machen. Ich bitte, eine Frage zu 
stellen. 
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Varelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, ist unter 
Berücksichtigung dieser Umstände, die ich eben an-
führte, nicht doch von Wucher zu sprechen, weil der 
Erbpachtnehmer nicht ausweichen kann? 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Varelmann, diese Frage will ich unter zwei Ge-
sichtspunkten beantworten. Im Einzelfall kann das 
Wucher sein. Aber aus solchen Feststellungen läßt 
sich noch nicht herleiten, daß der Erbbauzins allge-
mein in wucherischer Form genommen wird. 

Es ist natürlich gerade bei dem Erbbauzins sehr 
schwierig, mit Prozentsätzen zu arbeiten. Sie wissen, 
daß der Erbbauzins in der Regel sehr niedrig, nach 
Pfennigen bemessen, angesetzt ist. In solchen Fällen 
ist natürlich auch eine in absoluten Zahlen verhält-
nismäßig geringe und relativ erträgliche Preissteige-
rung, in Prozentzahlen ausgedrückt, eine sehr hohe 
Summe. Einen richtigen Maßstab bekommt man 
sicher nur und erst dann, wenn man sowohl die 
absoluten Zahlen der Preiserhöhungen wie die 
Prozentsätze nebeneinander sieht und in einem 
größeren Umfang vergleichen kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Varelmann. 

Varelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, sind die 
Erbbaugrundstücke nicht dadurch wertvoller gewor-
den, daß die Kommunalbehörden Maßnahmen 
eingeleitet haben, durch die diese Grundstücke 
einen höheren Wert bekamen? Ist es in einem sol-
chen Fall angebracht, daß der Erbpachtgeber daraus 
Vorteile zieht? 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Das scheint mir 
nicht ein besonderes Problem des Erbbauzinses zu 
sein, Herr Kollege Varelmann, sondern ein allge-
meines Problem unseres Bodenrechtes, von dem ich 
allerdings der Meinung bin, daß es dringend reform-
bedürftig ist und es gut gewesen wäre, wenn schon 
in der letzten Wahlperiode die Voraussetzungen für 
die Schaffung des Städtebauförderungsgesetzes mit 
einschlägigen Vorschriften in diesem Hause hätten 
geschaffen werden können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Varelmann auf: 

Wäre es nicht angebracht, die Preissteigerung für Erbbaugrund-
stücke, die den Wohnungen für einkommensschwache Familien 
dienen, im Rahmen der Steigerung der Lebenshaltungskosten zu 
begrenzen? 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Die gesetzliche 
Begrenzung einer vereinbarten Steigerung von Erb -
bauzinsen auf die Steigerung der Lebenshaltungs-
kosten kann ich nicht befürworten, weil sie im Ein-
zelfall die vertraglichen Rechte des Grundstücks-
eigentümers zu stark beschneiden könnte. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn der Erbbauzins vor langer 
Zeit auf Grund eines vom heutigen Standpunkt aus  

betrachtet sehr niedrigen Grundstückswertes be-
rechnet worden ist und eine stärkere Anhebung, als 
es der Entwicklung der Lebenshaltungskosten ent-
spricht, für den Erbbauberechtigten durchaus tragbar 
wäre. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Varelmann. 

Varelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, wie be-
urteilen Sie denn die Frage, wenn der Ausgangs-
preis bereits relativ hoch ist und wenn dann trotz-
dem diese Preissteigerungen vorgenommen werden? 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Es kommt im-
mer darauf an, Herr Kollege Varelmann, welche 
Preissteigerungen. Ich bitte sehr um Nachsicht, aber 
bei der allgemeinen Form, in der Sie hier nach die-
sen Preissteigerungen fragen, die doch in jedem Falle 
unterschiedlich hoch sind, ist es sehr schwer, dar-
über ein Urteil zu fällen. Ich kann nur sagen: Eine 
allgemeine Erscheinung, die allgemein überhöhte 
Preissteigerungen erkennen läßt, kann bisher nicht 
festgestellt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Varelmann. 

Varelmann (CDU/CSU) : Herr Minister, sind Sie 
bereit, Beispiele für Preissteigerungen zur Kenntnis 
zu nehmen, die zeigen, daß eine außergewöhnliche 
Anhebung der Preise vorliegt, und ist die Regierung 
bereit, eventuell Maßnahmen zu treffen, die darauf 
abgestimmt sind, solches zu verhindern? 

Jahn, Bundesminister der Justiz: Herr Kollege 
Varelmann, ich habe darauf hingewiesen, daß die 
Bundesregierung das, was sich auf diesem Gebiet 
vollzieht, aufmerksam beobachtet. Jedes Beispiel, 
jeder Hinweis, den Sie geben können, ist natürlich 
eine Bereicherung unseres Erfahrungs- und Einsicht

-

schatzes und wird dazu beitragen, der Bundesregie-
rung bei ihren Überlegungen zu helfen, ob es erfor-
derlich ist, gesetzliche Regelungen zu treffen. Aber 
im gegenwärtigen Zeitpunkt ist das .Material, das 
zur Verfügung steht und Anlaß zu ernsthafter Kritik 
gibt, noch zu schmal, als daß man zu allgemeinen 
Schlußfolgerungen kommen könnte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Damit sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz be-
antwortet. Ich danke dem Herrn Bundesminister 
Jahn. 

Die Frage 27 des Abgeordneten Wurbs aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Städtebau 
und Wohnungswesen wird schriftlich beantwortet: 

In welcher Höhe sind seit Einführung des Wohngeldgesetzes 
von der öffentlichen Hand bisher Mietbeihilfen gewährt worden, 
und wie wird sich dieser Ausgabenblock in den nächsten Jahren 
voraussichtlich weiterentwickeln? 

Eine Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach 
Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Die 
Fragen 28, 29, 30, 31 und 32 sind von den Frage-
stellern zurückgezogen worden. — Ich rufe die 
Frage 33 des Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Hält die Bundesregierung trotz steigender Einkommen weiter-
hin an den seit 1962 in Kraft getretenen Richtlinien fest, wonach 
Sozialhilfe nur gewährt wird, wenn die Barbeträge oder sonsti-
gen Geldwerte der Antragsteller bei Ledigen 1000 DM und bei 
Verheirateten 1500 DM nicht übersteigen? 

Zur Beantwortung Frau Bundesminister Strobel. 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Kollege Enders, die An-
rechnungsbestimmungen des Sozialhilferechts wer-
den von mir mit dem Ziel der Änderung überprüft. 
Da die finanziellen Folgen jeder Änderung des So-
zialhilfegesetzes von den Kommunen und teilweise 
von den Ländern zu tragen sind, muß darüber zu-
nächst Einvernehmen mit den Ländern herbeigeführt 
werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Enders. Bitte! 

Dr. Enders (SPD) : Frau Minister, wurden im 
Jahre 1962 die Grenzen für Barbeträge und Geld-
werte, die Antragsteller besitzen dürfen, an einem 
besonderen Richtwert orientiert, der sich inzwischen 
verändert hat? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami

-

lie  und Gesundheit: Der hat sich selbstverständlich 
inzwischen verändert, und das ist ja auch die Ur-
sache dafür, daß ich der Meinung bin, daß zumindest 
die Richtwerte erhöht werden müssen. Ich überlege 
aber auf weitere Sicht, wie man die Anrechnungs-
bestimmungen überhaupt zeitgemäß gestalten kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Dr. Enders? 

Dr. Enders (SPD) : Nein, zur nächsten Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich die 
Frage 34 des Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß Sozial-
hilfeempfänger, die für Notfälle Geld von ihrer Sozialhilfe an-
sparten, die Beträge wieder abführen müssen, die über den ge-
nannten Richtwerten liegen? 

Bitte, Frau Bundesminister! 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Die auf Grund des Bundessozial-
hilfegesetzes gewährten Geldleistungen haben den 
Zweck, hilfsbedürftigen Personen die finanziellen 
Mittel zur Deckung ihres Bedarfs an Lebensunterhalt 
oder ihrer Unkosten in besonderer Notlage, z. B. 
Krankheit oder Pflegebedürftigkeit, zur Verfügung 
zu stellen. 

Fälle, in denen der Hilfeempfänger Teile der zur 
Behebung seiner Notlage gewährten Beträge an-
spart, werden infolge der geringen Höhe der Sozial-
hilfeleistungen praktisch sehr selten sein. Kommen 

sie aber vor, so kann mit Hilfe von Härteklauseln 
des Sozialhilferechts geholfen werden. Ich bin der 
Meinung, daß die Voraussetzungen eines Härtefal-
les auch dann vorliegen können, wenn die Geld-
beträge, die für eine Heranziehung in Frage kom-
men, gerade aus Mitteln der Sozialhilfe stammen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Enders. 

Dr. Enders (SPD): Frau Minister, wird dabei 
auch berücksichtigt, daß Sozialhilfeempfänger, die 
im Zeitpunkt der Antragstellung die erlaubten 1000 
DM bei Ledigen oder 1500 DM bei Verheirateten 
besaßen, durch Zinsleistungen im Laufe der Jahre 
erhöhte Beträge besitzen und daß sie diese durch 
die Zinsen gewonnenen Beträge nicht zurückzahlen 
müssen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Kollege Enders, die Durch-
führung dieses Gesetzes liegt bei den Ländern und 
Kommunen und die Prüfung des Härtefalles natür-
lich auch. Ich habe schon durch die Antwort auf die 
erste Frage darauf hingewiesen, daß die gesamten 
Anrechnungsbestimmungen auch im Zusammenhang 
mit der Unterhaltspflicht überprüft werden müssen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Ich rufe die Frage 35 des Herrn Abge-
ordneten Bay auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die alarmierende Gefähr-
dung des menschlichen Lebens auf der Eide durch Zerstörung der 
lebenserhaltenden Systeme mittels chlorierter Kohlenwasserstoff-
verbindungen, z. B. DDT, wie sie u. a. in dem „utopischen Be-
richt" von Professor Dr. Paul Ehrlich von der Stanford Universi-
tät dargelegt wird (vgl. „Der Spiegel" Nr. 48/1969, Seite 193), 
zumal dieser Bericht in die Protokolle des Kongresses der USA 
aufgenommen worden ist? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Frau Präsidentin, ich wäre 
dankbar, wenn ich die beiden Fragen, da sie einen 
sehr engen Zusammenhang haben, zusammen beant-
worten dürfte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich 
auch die Frage 36 des Herrn Abgeordneten Bay auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zur Abwendung der „ökolo-
gischen Katastrophe" beizutragen, die u. a. von der weltweiten 
Verseuchung der menschlichen Umwelt durch stabile Insektizide 
wie DDT und durch andere Giftstoffe zu erwarten ist? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie  und  Gesundheit: Die von Ihnen aufgeworfenen 
Fragen, Herr Kollege Bay, stehen in einem sehr 
engen Zusammenhang; ich sagte das schon. Die Ver-
hältnisse in der Bundesrepublik sind im Vergleich 
zu anderen Ländern, beispielsweise in den USA, 
nicht entfernt so gravierend, wie es Herr Professor 
Ehrlich in seinem als utopisch, aber auch alarmie-
rend bezeichneten Bericht dargestellt hat. Wir — 
die  Bundesrepublik Deutschland — haben schon vor 
längerer Zeit Schritte zum Schutz der Gesundheit 
der Bevölkerung unternommen. Durch die am 1. Ja-
nuar 1968 in Kraft getretene Höchstmengen- Verord-
nung-Pflanzenschutz sind für insgesamt acht chlo- 
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rierte Kohlenwasserstoffe jegliche Rückstände auf 
Lebensmitteln pflanzlicher Herkunft verboten wor-
den. Für weniger toxische chlorierte Pflanzenschutz-
mittel sind nur sehr geringe Rückstandshöchstmen-
gen bei wenigen pflanzlichen Lebensmitteln er-
laubt. Außerdem ermächtigt das neue Pflanzen-
schutzgesetz zum Erlaß von Rechtsverordnungen, 
nach denen Anwendungsverbote oder Anwendungs-
beschränkungen für Pflanzenschutzmittel zum Schutz 
der Gesundheit von Mensch und Tier sowie zur 
Verhinderung sonstiger schädlicher Auswirkungen 
ergehen können. Entsprechende Rgelungen werden 
zur Zeit vom Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
und unter Beteiligung der Biologischen Bundesanstalt 
und des Bundesgesundheitsamtes mit Vorrang vor-
bereitet. 

Im Verlauf dieses Jahres haben nun einzelne 
Staaten damit begonnen, die Verwendung von DDT 
und anderen chlorierten Kohlenwasserstoffen dra-
stischen Beschränkungen zu unterwerfen oder voll-
ständig zu verbieten. Es sind ohne Zweifel weltweit 
große Anstrengungen notwendig, damit die von 
Professor Ehrlich entworfene düstere Zukunftspro-
gnose, auf die Sie sich beziehen, nicht Wirklichkeit 
wird. Die Bundesregierung ist sich darüber im kla-
ren, daß einer Lösung des weltweiten Problems der 
Umweltverseuchung nur durch internationale Zu-
sammenarbeit näherzukommen ist. Sie hat deshalb 
schon seit geraumer Zeit Kontakte mit anderen 
Ländern aufgenommen und ist bemüht, in interna-
tionalen und supranationalen Gremien, die dieses 
Gebiet behandeln, einschlägige Beiträge zu leisten. 
Im wesentlichen sind dies die EWG, der Europarat, 
die OECD und die Codex-Alimentarius-Kommission 
der FAO/WHO. 

Im Juni dieses Jahres ist von der Bundesregierung 
in Baden-Baden ein deutsch-schwedisches Symposion 
über Umwelthygiene veranstaltet worden. Eine 
internationale Tagung über „Aspekte der chemi-
schen und toxikologischen Beschaffenheit der Um-
welt" folgte kurz darauf in München. Beide Veran-
staltungen, vom Bundesministerium für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit durchgeführt, ergaben neue 
Ausgangspunkte für Arbeitsprogramme zur Verhü-
tung weiterer Umweltskontamination durch toxische 
Stoffe. 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft ermittelt zur Zeit in Zusammenarbeit mit 
anderen Ressorts, insbesondere mit dem Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit, in 
einer weit angelegten Aktion Schwerpunkte für 
Forschungsaktivitäten auf dem Gebiet der Umwelt-
verseuchung durch toxische Stoffe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Bay. 

Bay (SPD) : Frau Minister, kann ich Ihrer Antwort 
entnehmen, daß die Regierung sich darüber klar 
ist, daß die chlorierten Kohlenwasserstoffe, die 
durch die sogenannten Nahrungsketten in einen 
weltweiten Kreislauf eingetreten sind, an den Gren-

zen in Zukunft nicht ohne weiteres aufgehalten wer-
den können, daß es sich also darum handelt, sehr 
bald zu internationalen Konventionen über die 
Nichtweiterverwendung und -weiterverbreitung 
dieser chlorierten Kohlenwasserstoffe zu kommen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Kollege Bay, schon in der 
nächsten Woche wird sich ein Sachverständigenaus-
schuß der WHO erneut mit der toxikologischen 
Wirkung der DDT-Anwendung befassen. Deutscher 
Vertreter dort ist Herr Professor Behr, der eine 
Übersicht über alle verfügbaren Untersuchungser-
gebnisse hat. 

Lassen Sie mich aber doch darauf hinweisen, daß 
infolge der schon immer strengen Bestimmungen in 
der Bundesrepublik, die im europäischen und inter-
nationalen Bereich sogar verteidigt werden mußten, 
die Verwendung von DDT in der Bundesrepublik 
seit längerer Zeit immerhin rückläufig ist und daß in 
der Bundesrepublik, im Vergleich zu anderen 
Staaten, eine wesentlich geringere DDT-Ver-
seuchung pro Hektar Nutzfläche zu verzeichnen ist. 
Ich habe die Zahlen vom Landwirtschaftsministe-
rium erhalten, da dieses für das Pflanzenschutzgesetz 
in diesem Bereich zuständig ist. In der Bundesrepublik 
soll der Wert jetzt bei 24 Gramm pro Hektar Nutz-
fäche liegen. In Polen liegt er bei 240, in den USA bei 
115 Gramm. Daraus wird allerdings auch deutlich, 
wie wichtig es ist, hier zu supranationalen Verein-
barungen zu kommen, weil eben im grenzüberschrei-
tenden Verkehr eine direkte Kontrolle nicht möglich 
ist. 

Ich möchte hier nicht den Eindruck erwecken, als 
ob wir lediglich beruhigen wollten. Aber ich möchte 
weiter darauf aufmerksam machen, daß auch die 
Untersuchungen über die Anspeicherung, die Kumu-
lation von DDT beim Menschen, gezeigt haben, daß 
diese in der Bundesrepublik wesentlich niedriger 
ist als in anderen vergleichbaren Ländern. 

Herr Kollege Bay, ich bin trotzdem der Meinung, 
daß wir sehr genau überlegen müssen, ob wir — 
über die Pflanzenschutzgesetzgebung, die Lebens-
mittelrechtsgesetzgebung und möglicherweise die 
Giftgesetzgebung hinausgehend — einen Versuch 
machen müssen, DDT weiter zurückzudrängen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Bay. 

Bay (SPD) : Frau Minister, könnte die nicht nur an 
dieser Stelle — bei den chlorierten Kohlenwasser-
stoffen —, sondern auch sonst durch die zahlreichen 
Eingriffe von Chemie und Technik in die Natur 
aufgezeigte Gefahr für die Bundesregierung ein 
Anlaß sein, eine Koordinierungsstelle mit der zen-
tralen Aufgabe des sogenannten Lebensschutzes in 
allen Bereichen zu schaffen? 

Frau Strobel, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Kollege Bay, in Vorberei-
tung des in der Regierungserklärung angekündigten 
Berichtes über die Gesundheitspolitik sind wir dabei 
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1 solche Überlegungen anzustellen, weil man heute 
die Aufgaben der Gesundheitspolitik in dem großen 
Rahmen der gesamten Umwelthygiene sehen muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die 
Frage 37 des Abgeordneten Weigl auf: 

Wie groß ist der Mehrbedarf an Ärzten, wenn im drei- oder 
fünfjährigen Rhythmus Vorsorgeuntersuchungen für alle Arbeit-
nehmer durchgeführt werden? 

Der Fragesteller bittet um schriftliche Beantwor-
tung. Die Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 5. Dezember 1969 lautet: 

Prof. Koller, Direktor des Instituts für Medizinische Statistik 
und Dokumentation der Universität Mainz, hat mit einigen Mit-
arbeitern in unserem Auftrag eine „Ärzteanalyse auf Grund der 
Volkszählung von 1961" erarbeitet, die in Kürze veröffentlicht 
wird. 

Für die in dieser Analyse angestellten Vorausberechnungen 
des Ärztebedarfs bis zum Jahre 1991 werden verschiedene Mo-
delle angeboten. Es wird dabei unterschieden zwischen 

einem Ersatzbedarf für die aus der Berufstätigkeit ausscheiden-
den Ärzte 

und einem Ergänzungsbedarf der erforderlich wird, wenn in Zu-
kunft zusätzliche ärztliche Leistungen erbracht werden sollen. 

Für Vorsorgeuntersuchungen auf Krebsleiden, die bei allen Er-
wachsenen vorn 30. Lebenszahr an in einem zweijährigen und 
vom 50. Lebensjahr an in einem einjährigen Abstand durchge-
führt werden sollen, nehmen die genannten Autoren 20 Millionen 
Untersuchungen jährlich an und schätzen, daß hierzu 2000 Ärzte 
zusätzlich erforderlich wären, 

In Ihrer Frage gehen Sie über diese der Früherkennung bös-
artiger Geschwülste dienenden Untersuchungen hinaus. Voraus-
berechnungen des Ärztebedarfs für den Fall, daß umfassende 
Vorsorgeuntersuchungen in einem größeren Zeitabstand durch-
geführt werden, liegen mir bisher nicht vor. 

Erst wenn festgestellt ist, welche Zeit eine derartige Unter-
suchung durchschnittlich beansprucht, kann anhand der Bevölke-
rungsstatistik berechnet werden, wieviel Ärzte bpi der Unter-
suchung eines bestimmten Bevölkerungsteils in einem bestimmten 
Turnus zusätzlich benötigt werden. 

Ich bin darum bemüht. 

Wir kommen nun zur Frage 38 des Abgeordneten 
Dr. Rutschke: 

Stimmen die Angaben über wieder steigende Zahlen von Kin-
derlähmungsfällen in der Bundesrepublik Deutschland, und 
worauf sind diese nach Meinung der Bundesregierung zurückzu-
führen? 

Herr Dr. Rutschke hat auch um schriftliche Beant-
wortung gebeten. Die Antwort des Bundesministers 
Frau Strobel vom 5. Dezember 1969 lautet: 

Es trifft zu, daß die  Erkrankungen an Kinderlähmung in der 
Bundesrepublik Deutschland zugenommen haben. Seit 1966 ist 
bis 1967 ein Anstieg von 17 auf 54 Fälle, 1968 sogar auf 59 Er-
krankungen zu verzeichnen. Bis November 1969 sind 26 Kranke 
bekanntgeworden. Die von Jahr zu Jahr größer werdende Im-
munitätslücke ist auf die nachlassende. Impfbereitschaft in der 
Bevölkerung zurückzuführen. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge-
sundheit beantwortet. Ich danke der Frau Bundes-
minister Strobel. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Die Frage 77 ist vom Frage-
steller, Herrn Abgeordneten Flämig, zurückgezogen 
worden. 

Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Gölter auf: 

Treffen Pressemitteilungen zu, nach denen der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für den Obst- und 
Gemüsebau insgesamt 60 Millionen DM für erhöhte Werbungs-
aufwendungen, Rationalisierungsmaßnahmen und Maßnahmen für 
die Strukturverbesserung zur Verfügung stellen will? 

Bitte, zur Beantwortung Herr Bundesminister Ertl! 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege Gölter, die Antwort 
auf Ihre Frage haben Sie sicher schon der heutigen 
Presse entnommen. Auf Beschluß des Bundeskabi-
netts sollen 29 Millionen DM — also nicht die von 
Ihnen genannte Summe — für den Obst- und Ge-
müsebau zur Verfügung gestellt werden. 

Darf ich, Frau Präsidentin, wenn der Herr Kollege 
einverstanden ist, gleich die nächste Frage beant-
worten? 

Vizepräsident Frau Funcke: Ja. Ich rufe dann 
die Frage 79 des Abgeordneten Dr. Gölter auf: 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, ob die in 
Frankreich rechtswidrig gewährten Lagerprämien für Obst, vor 
allem für Äpfel, noch gewährt werden? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Die Gewährung von Lagerprä-
mien in Frankreich ist auf Betreiben der Bundesre-
gierung eingestellt worden. Nach Auskunft der fran-
zösischen Regierung handelt es sich um eine Maß-
nahme außerhalb der Interventionsvorschriften der 
Verordnung Nr. 159'66, bei der die verwendeten 
Mittel auf spätere Investitionsbeihilfen angerechnet 
werden. Die Maßnahme ist vor Beginn nicht der 
Kommission der EWG mitgeteilt worden. Die ver-
spätete Unterrichtung der Kommission enthält einen 
Vertragsverstoß, da Art. 93 Abs. 3 eine Notifizie-
rung vor Inkraftsetzen der Maßnahmen vorsieht. Die 
Regelung selbst verletzt die Vorschriften der Ver-
ordnung Nr. 159/66, die die Interventionsmöglich-
keiten bei Obst und Gemüse abschließend regelt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 80 des Herrn Abgeordneten 
Lenders auf: 

Hält die Bundesregierung angesichts der durch die Aufwertung 
der DM zu erwartenden 8.5%igen Senkung des Erzeugerpreis-
niveaus für Agrarprodukte, die Agrarmarktordnungen unter-
liegen, die Ankündigung des Verbandes der Deutschen Fleisch-
waren- und Feinkostindustrie vom November dieses Jahres für 
gerechtfertigt, daß im Bereich der dem Verband angeschlossenen 
Industrie in den nächsten Wochen mit Preiserhöhungen bis zu 
10 % zu rechnen sei, und teilt die Bundesregierung die Auffas-
sung, daß eine solche Verlautbarung dieses Verbandes auf Grund 
von Absprachen zwischen Unternehmen erfolgt sein könnte, 
die eine kartellrechtliche Überprüfung notwendig machen? 

Bitte schön, Herr Minister! 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege, ich beantworte 
Ihre Frage wie folgt. Die Bundesregierung teilt nicht 
die Auffassung des Verbandes der Deutschen Fleisch-
waren- und Feinkostindustrie, daß ein Anstieg der 
Verbraucherpreise für Fleisch- und Fleischerzeug-
nisse in den nächsten Monaten unvermeidbar ist. Es 
dürfte allgemein nicht unbekannt und auch vom Ver-
band nicht zu bestreiten sein, daß den seit Septem-
ber gestiegenen Schweinepreisen in der gleichen 
Zeit rückläufige Preise für Rinder auf den deutschen 
Märkten gegenüberstanden. Außerdem ist damit zu 
rechnen, daß auf den Rinder- und Schweinemärkten 
in den kommenden Wochen die Preise eher nach-
geben, insbesondere wenn ab 1. Januar 1970 der 
Grenzausgleich bei der Ein- und Ausfuhr fortfallen 
wird. 
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Bundesminister Ertl 
Aus den mir zugänglichen Unterlagen geht nicht 

hervor, ob Absprachen zwischen Unternehmern er-
folgt sind. Nach meinen Beobachtungen herrscht in 
dieser Branche schon wegen der Vielzahl der Be-
triebe ein überaus starker Wettbewerb. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Lenders. 

Lenders (SPD) : Herr Bundesminister, darf ich Sie 
fragen, ob es angesichts der Antwort, die Sie ge-
geben haben, nicht richtig wäre, daß die Bundesre-
gierung die Öffentlichkeit und insbesondere die Ver-
braucher über die Preissituation in diesen Bereichen 
und über die Zusammenhänge zwischen dem Auf-
wertungseffekt und der Preisentwicklung bei den 
Erzeugern — etwa auch für Fleisch — aufklärt. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Kollege, ich bedanke mich 
für Ihre Anregung. Im übrigen ist ja die Beantwor-
tung Ihrer Frage bereits eine Aktion in Ihrem Sinne. 
Ich nehme an, daß das Echo auf Ihre Frage minde-
stens ein wertvoller Beitrag zur Lösung der ganzen 
Problematik war. Was darüber hinaus mein Haus 
tun kann, um zu einer ständigen Transparenz der 
Marktverhältnisse auf dem landwirtschaftlichen Er-
zeuger- und Verbrauchersektor beizutragen, wird 
immer geschehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 81 des Herrn Abgeordneten 
Lenders auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Dezember dieses Jahres 
und Anfang nächsten Jahres Einfuhrvorratsstellen zur Auslage-
rung von Fleisch und Fleischerzeugnissen zu veranlassen, um 
Preissteigerungen auf dem Fleischsektor im Interesse des Ver-
brauchers zu verhindern? 

Bitte, Herr Minister! 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ich darf die Frage wie folgt be-
antworten. Die Einfuhr- und Vorratsstelle gibt seit 
Monaten Ochsenfleisch aus Interventionsbeständen 
zu unveränderten Preisen ab. Die Bundesregierung 
bereitet ferner die Auslagerung von zirka 15 Mil-
lionen Rindfleischkonserven aus Beständen der Ein-
fuhr und Vorratsstelle vor. Diese preisgünstigen 
Konserven sollen Anfang 1970 auf den Markt kom-
men. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Wir kommen zu Frage 82 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Jobst. — Der Fragesteller ist nicht im Saal; 
die Frage wird schriftlich beantwortet. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten beantwortet. Herr Bundesminister, ich 
danke Ihnen. 

Nunmehr kommen wir zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung. Ich rufe die Frage 86 des Herrn Abgeordneten 
Schwabe auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal; 
die Frage wird schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 87 des Herrn Abgeordneten 
Pawelczyk auf: 

Wann gibt die Bundesregierung den Katalog der Dienstposten 
für Fachoffiziere den Truppenteilen der Bundeswehr bekannt, 
um die bei Kommandeuren und betroffenen Soldaten bestehende 
Unsicherheit zu beseitigen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Alle Dienstposten 
in der Bundeswehr, auch die des militärfachlichen 
Dienstes, sind in den Stärke- und Ausrüstungsnach-
weisen — im folgenden kurz STAN genannt — aller 
Truppenteile und Dienststellen festgelegt. 

Im Spätsommer 1969 sind an die Ämter der Teil-
streitkräfte Heer, Luftwaffe und Marine und für den 
Bereich der zentralen militärischen Dienststellen 
Dienstpostenkataloge zur Einarbeitung der Dienst-
posten der Offiziere des Militärfachlichen Dienstes 
in die STAN verteilt worden. Die Einarbeitung er-
folgt zur Zeit noch. Die überarbeiteten STAN wer-
den laufend den Truppenteilen und Dienststellen zu-
gestellt; somit erfährt die Truppe den Umfang die-
ser neuen Dienstposten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Pawelcyk. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß es sich hier um ein Ver-
säumnis handelt, bei dem die Bundesregierung 
schnell für Abhilfe sorgen sollte, zumal bekannt ist, 
daß seit 1964 an dieser Laufbahn gearbeitet wird. 
daß es zudem bereits mehrere hundert Fachoffiziere 
gibt und weitere hundert sich in Ausbildung befin-
den und bis zum Ende dieses Jahres ihre Ausbildung 
abgeschlossen haben werden? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeordne-
tter Pawelcyk, der hier sprechende Staatssekretär 
spricht für eine Regierung, die knapp anderthalb 
Monate im Amt ist. Ich kann für diese Regierung 
keine Versäumnisse feststellen. Mir steht es nicht 
an, vergangene Regierungen von diesem Mikrofon 
aus zu vertreten. Ansonsten bin ich der Auffassung, 
daß wir alles tun werden, um dem Mißstand alsbald 
abzuhelfen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. Ich rufe die Frage 88 des Herrn Abge-
ordneten Pawelcyk auf: 

In welchem Umfang ist die Einweisung in Dienstposten der 
Besoldungsgruppe A 11 für Fachoffiziere in der Übergangszeit 
vorgesehen? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Die Einweisung in 
eine Planstelle A 11   Hauptmann — des Militär-
fachlichen Dienstes kann erfolgen, wenn der Soldat 
nach bestandenem Laufbahnlehrgang und nach einer 
Mindestbewährungszeit von einem halben Jahr als 
Oberleutnant des Militärfachlichen Dienstes Dienst 
getan hat. Für das Haushaltsjahr 1969 sind seitens 
des Bundesfinanzministers 274 A-11-Stellen — also 
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Hauptmannstellen — des Militärfachlichen Dienstes 
bewilligt. Die Personalabteilung wird ab 1. Februar 
1970 Beförderungen auf die bewilligten Planstellen 
vornehmen, da von diesem Zeitpunkt an die lauf-
bahnrechtlichen Mindestvoraussetzungen der An-
wärter auf diese Stellen erstmalig erfüllt sind. 

Für das Haushaltsjahr 1970 sind bereits 1504 
Planstellen A 11 vorgesehen. Allerdings muß ich die 
Einschränkung machen, daß diese Planstellen noch 
nicht endgültig mit dem Bundesminister der Finan-
zen verhandelt worden sind. Es handelt sich also um 
eine Vermehrung um 1230 Stellen gegenüber dem 
Haushaltsjahr 1969, eine erhebliche Vermehrung. 

Für den Haushalt 1971 ist eine weitere Vermeh-
rung um 477 Planstellen in Aussicht genommen, so 
daß dann etwa 1981 Planstellen A 11 zur Verfügung 
stehen werden. 

Auf weite Sicht sind insgesamt ca. 12 000 Dienst-
posten für Offiziere des Militärfachlichen Dienstes 
vorgesehen; hiervon werden ca. 30 % — das sind 
3600 — der Besoldungsgruppe A 11 zugehören. Bei 
diesem Prozentverhältnis ist für alle Offiziere des 
Militärfachlichen Dienstes, sofern sie die Qualifi-
kation erfüllen, die Möglichkeit des Aufstieges nach 
A 11 gegeben. Nach dem derzeit vorhandenen Ist an 
Stabs- und Oberstabsfeldwebeln können mit Sicher-
heit alle Unteroffiziere, die den geforderten Lei-
stungsstand nachweisen, Offiziere des Militärfach-
lichen Dienstes werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Pawelczyk. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Staatssekretär, wird für 
diesen Personenkreis von den Laufbahnbestimmun-
gen insoweit Gebrauch gemacht, als alle diejenigen, 
die die Laufbahnvoraussetzungen für die Beförde-
rung erfüllt haben, nach der Mindestzeit von sechs 
Monaten in Planstellen der Besoldungsgruppe A 11 
aufrücken? 

Berkhan, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeord-
neter, ich kann nicht die Zusicherung geben, daß dies 
bei allen Soldaten dieses Dienstes geschieht. In der 
Norm wird es geschehen. Es kann jedoch Ausnah-
men geben, die dann in der Person des einzelnen 
Offiziers ihre Begründung finden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. — Damit sind die Fragen aus dem Ge

-

schäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 
beantwortet. Ich danke dem Herrn Staatssekretär 
Berkhan. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft auf. 
Zur Beantwortung ist Herr Dr. von Dohnanyi anwe-
send. Die erste Frage ist die Frage 97 des Herrn Ab-
geordneten Dr. Hubrig: 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung eine Akademi-
kerbedarfsprognose in ihre Überlegungen zur Bildungsplanung 
einzubeziehen? 

Der Herr Abgeordnete ist im Saal. — Bitte sehr, 
Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Frau Präsidentin, ich beantworte die 
Frage wie folgt. 

Jede sogenannte Akademikerbedarfsprognose 
setzt zunächst eine Berufsprognose voraus. Berufs-
prognosen lassen sich jedoch für einen längeren 
Zeitraum — und erst dann sind sie für die Ent-
scheidungen z. B. über Ausbildungskapazitäten 
interessant — nur in sehr groben Umrissen er-
stellen. Neue Berufe entstehen auf der Grundlage 
traditioneller Ausbildungswege, und neue An-
sprüche der Gesellschaft fördern neue, noch nicht 
voraussehbare Ausbildungsverbindungen. Bildungs-
planung kann nicht darin bestehen, diese Entwick-
lungen einzuschränken. Eine Akademikerprognose, 
die den Akademiker im heutigen Sinne unterstellt, 
kann deswegen z. B. nicht für den Ausbau von Hoch-
schulen relevante Daten erbringen. 

In Kenntnis dieser Grenzen heutiger Bedarfs-
prognosen hat die Bundesregierung zwei große 
Forschungsaufträge vergeben, die mit neuen Metho-
den gerade die qualitativen Änderungen in den 
Berufs- und Fächerstrukturen ermitteln und für 
neue Prognosen verwenden sollen. 

Als Studienberatung und für den Ausbau der 
Kapazitäten werden diese Prognoseversuche — ich 
sage bewußt: Versuche — eine Rolle spielen, um so 
die voraussehbare Nachfrage nach Studienplätzen in 
Annäherung zu dem langfristig zu erwartenden Be-
darf im Sinne des § 2 des Hochschulbauförderungs-
gesetzes zu bringen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hubrig. 

Dr. Hubrig (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
Ihrer Antwort darf ich entnehmen, daß Sie rein 
quantitativen Untersuchungen sehr skeptisch gegen-
überstehen. Glauben Sie aber nicht doch, daß auch 
solche Untersuchungen von Bedeutung sind, wie 
z. B. die Studie von Riese, die ja doch einige Zahlen 
und Anhaltspunkte gegeben hat? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Sicherlich, Herr Abgeordneter. Auch die 
Studie von Herrn Professor Hajo Riese kann für 
diese Fragen mit Verwendung finden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Gölter. 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es für möglich, zur Zeit von rein quantita-
tiven Strukturquoten auszugehen, die die Möglich-
keiten des vorhandenen Bildungssytems der Bun-
desrepublik nicht berücksichtigen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Man kann sicherlich, Herr Abgeordneter, 
nicht allein von Strukturquoten ausgehen. In dem, 
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was ich als Antwort für die Bundesregierung vor-
getragen habe, ist bereits die Konzeption enthalten. 
Für Bedarfsprognosen muß man von einer Vielzahl 
von Daten und Prognoseansätzen ausgehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. Ich rufe die Frage 98 des Herrn Ab-
geordneten Dr. Probst auf: 

Hält  die Bundesregierung die von der Bundesassistentenkon

-

ferenz geäußerte Kritik am Wissenschaftsrat für berechtigt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Die Antwort lautet: 

Die Kritik der Bundesassistentenkonferenz am 
Wissenschaftsrat betrifft eine Vielzahl von Aspek-
ten dieser Institution. Soweit die Kritik die quanti-
tativen Empfehlungen früherer Jahre betrifft, ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß hinsichtlich 
der Zahl der Studenten in der Vergangenheit prak-
tisch alle Prognosen aller Institutionen viel zu kon-
servativ waren. Die Bundesregierung wird sich mit 
den im kommenden Jahr vorzulegenden Empfehlun-
gen und Prognosen des Wissenschaftsrates im Detail 
auseinandersetzen. Sie wird diese Empfehlungen 
nicht etwa unkritisch übernehmen. 

Was die Arbeitsweise und die Zusammensetzung 
des Wissenschaftsrats angeht, so muß die Bundes-
regierung zunächst von den bestehenden Gegeben-
heiten ausgehen. Festzustellen ist allerdings, daß 
der Wissenschaftsrat nicht etwa in erster Linie ver-
schiedene Gruppen der Hochschulen oder Vertreter 
der Selbstverwaltungsorganisationen der Wissen-
schaft institutionell repräsentieren soll. Die Bundes-
regierung ist der Auffassung, daß gerade im Inter-
esse einer späteren unabhängigen Stellungnahme 
aller Betroffenen zu den Arbeitsergebnissen des 
Wissenschaftsrates an diesem Prinzip der Zusam-
mensetzung festgehalten werden sollte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Probst. 

Dr. Probst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
gehen von der richtigen Annahme aus, daß die Kri-
tik, die von der Assistentenkonferenz geübt wurde, 
zweigleisig ist. Was uns derzeit besondere Schwie-
rigkeiten macht, ist eben die Frage der Fehl-
prognosen. Wie wollen sich die Bundesregierung 
und Ihr Ministerium künftig vor solchen Fehl-
prognosen schützen, und worin liegen eigentlich die 
Schwierigkeiten dafür, daß man keine besseren Pro-
gnosen aufstellen kann? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Abgeordneter, ich glaube, eine Re-
gierung kann sich nur dadurch vor Fehlprognosen 
schützen, daß sie sich selber intensiv mit den Fra-
gen, die hier zur Diskussion stehen, beschäftigt und 
Prognosen, die ihr von Beratungsgremien vorgelegt 
werden, sorgfältig und kritisch verarbeitet. Der 
Wissenschaftsrat hat mit einem gewissen Erfolg,  

wie Sie sicherlich wissen, gerade in den letzten 
Monaten erneut Daten für die langfristige Entwick-
lung vorbereitet, die wohl im kommenden Mai vor-
gelegt werden können. Erst dann wird man von 
seiten der Bundesregierung zu dieser Frage erneut 
Stellung nehmen können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, bei der prinzipiellen Über-
prüfung der bisherigen Beratungsgremien ein-
schließlich des Wissenschaftsrates auch zu prüfen, 
ob die Institution des Wissenschaftsrates in der aus 
der damaligen Verfassungslage heraus geschaffenen 
Form überhaupt noch nützlich und notwendig ist? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Abgeordneter, die Bundesregierung 
wird zu jeder Zeit alle Institutionen daraufhin über-
prüfen, ob sie im Zusammenhang mit der Arbeit der 
Bundesregierung zweckmäßig gegliedert und orga-
nisiert sind. Selbstverständlich ist von einer der-
artigen — ich will das einmal so nennen — perma-
nent kritischen Betrachtung der Beratungsgremien 
auch der Wissenschaftsrat nicht ausgeschlossen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Gölter. 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir darin zu, daß die Prognosen des 
Wissenschaftsrates an Konservativismus alle anderen 
Prognosen übertroffen haben und beispielsweise 
weit hinter den viel realistischeren Prognosen des 
Bundesinnenministeriums in den letzten Jahren zu-
rückgeblieben sind? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminster für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Abgeordneter, ich kann Ihnen in 
dieser Frage deswegen nicht zustimmen, weil es 
ohne Zweifel konservativere Prognosen als die zeit-
lich heute bereits sehr weit zurückliegenden Progno-
sen des Wissenschaftsrates gegeben hat. Aber wie 
ich bereits vorhin im Zusammenhang mit einer an-
deren Frage gesagt habe, waren in der Vergangen-
heit faktisch alle Prognosen über die zukünftige 
Zahl der Studenten und den Bedarf an Ausbildungs-
plätzen an den Hochschulen viel zu konservativ. 
Ich glaube, daß uns ein Abwägen des relativ Kon-
servativen einer Prognose gegenüber einer anderen 
Prognose zu diesem Zeitpunkt nicht sehr viel wei-
terbringen würde. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage? — Jeder Fragesteller hat leider nur 
eine Zusatzfrage. 

Wir kommen zur Frage 99 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Probst: 

Wie steht die Bundesregierung zu einem künftigen Mitsprache-
recht der Bundesassistentenkonferenz und von Studentenvertre-
tern im Wissenschaftsrat? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Die Bundesregierung würde der Berufung 
eines sachverständigen Assistenten oder Wissen-
schaftlichen Rates in den Wissenschaftsrat positiv 
gegenüberstehen. Das Vorschlagsrecht für die Mit-
glieder des Wissenschaftsrates liegt jedoch, wie Sie, 
Herr Abgeordneter, wissen, nur in sehr begrenztem 
Umfang bei der Bundesregierung. Die Berufung er-
folgt im übrigen dann durch den Herrn Bundes-
präsidenten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage  
des Herrn Abgeordneten Dr. Probst.  

Dr. Probst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär,  
welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über  
die mögliche Anzahl von Vertretern der Bundes-
assistentenkonferenz im Wissenschaftsrat?  

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Abgeordneter, die gegenwärtige Zu-
sammensetzung des Wissenschaftsrates ist, wie Sie  
sicherlich wissen, der Art, daß die Bundesregierung  
selber bei einem großen Teil gar kein Vorschlags-
recht hat. Das Vorschlagsrecht wird vielmehr für  
den überwiegenden Teil der Mitglieder entweder  
gemeinsam von der Westdeutschen Rektorenkon-
ferenz, der Deutschen Forschungsgemeinschaft und  
der Max-Planck-Gesellschaft oder von den Ländern  
ausgeübt. Natürlich müssen in erster Linie diese,  
nach dem Gesetz über den Wissenschaftsrat zustän-
digen Gremien die Entscheidung über die Auswahl  
der Personen treffen. Ich kann also auf die Frage,  
welche Zusammensetzung des Wissenschaftsrates  
man sich bei diesen zuständigen Institutionen vor-
stellt, hier keine Antwort geben.  

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage  
des Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, darf man 
davon ausgehen, daß die neue Bundesregierung den 
an sich geringen Einfluß auf die Zusammensetzung 
und die Arbeit des Wissenschaftsrates jedenfalls 
wesentlich progressiver nutzen wird, als es der 
frühere Bundesminister für wissenschaftliche For-
schung getan hat, dessen Einfluß wir zum Teil die 
konservativen Prognosen verdanken? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Abgeordneter, ich bin sicher, daß Sie 
bei dem jetzigen Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft ein intensives Verständnis für die 
Arbeit des Wissenschaftsrates voraussetzen können. 
Ich gehe daher davon aus, daß die Möglichkeit in-
tensiver Nutzung der Möglichkeiten durchaus be-
stehen wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren  
Zusatzfragen,  

Meine Herren und Damen, wir sind am Ende der  
Fragestunde. Frau Kollegin Dr. Walz, Sie haben das  
bedauerliche Privileg, die einzige zu sein, die in  
dieser Woche mit ihrer Frage nicht mehr drange-
kommen ist. Ihre Fragen werden schriftlich beant-
wortet werden. Aber Sie werden Verständnis dafür  
haben. Die Fragestunde ist zu Ende. Wir werden Sie  
dafür in Zukunft etwas bevorzugen. — Vielen Dank,  
Herr Staatssekretär von Dohnanyi.  

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf:  

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten  
Entwurfs eines Gesetzes über die Gewährung  
einer einmaligen Überbrückungszulage  

— Drucksache VI/84 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung  

— Drucksache VI/133 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Bremer  

b) Schriftlicher Bericht des Innenausschusses  
(4. Ausschuß)  

— Drucksache VI/116 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Spillecke  

(Erste Beratung 15. Sitzung)  

Hierzu liegt uns eine Berichtigung vor: in § 2  
Abs. 3 letzter Halbsatz sind hinter den Worten „im  
öffentlichen Dienst" folgende Worte einzufügen:  
„nicht gezahlt werden aus dieser Verwendung im  
öffentlichen Dienst". Ich bitte, die Vorlage als so  
geändert anzusehen.  

Wünschen die Herren Berichterstatter das Wort?  
— Das ist nicht der Fall. Wird zur Sache das Wort  
gewünscht? — Das ist nicht der Fall.  

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung. Wer dem Gesetzentwurf in zweiter Beratung  
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das  
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmige Annahme.  

Wir kommen zur  

dritten Beratung.  

Wer dem Gesetzentwurf in dritter Beratung seine  
Zustimmung geben will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Damit ist  
der Gesetzentwurf einstimmig angenommen.  

Es ist jetzt noch über den Antrag des Innenaus

-

sch uss es  auf Drucksache VI/116 abzustimmen, die 
zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
einen Ausgleich für Folgen der Aufwertung  
der Deutschen Mark auf dem Gebiet der Land-
wirtschaft  
— Drucksache VI/79 — 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Wünscht die Bundesregierung das Wort zur Be-

gründung? — Das ist nicht der Fall. Wird zur Sache 
das Wort gewünscht? — Das Wort zu einer Er-
klärung hat der Abgeordnete Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nachdem am 
Mittwoch hier in diesem Hause die großen Perspek-
tiven der europäischen Politik im Mittelpunkt ge-
standen haben, müssen wir uns mit dem vorliegen-
den Gesetzesentwurf wieder in die Niederungen der 
harten Alltagsarbeit hinunterbewegen. Wenn auch 
der vorliegende Gesetzentwurf inhaltlich deckungs-
gleich ist mit dem Initiativentwurf der Koalitions-
fraktionen, der bereits die Ausschüsse passiert hat, 
so sind uns doch in der Zwischenzeit zusätzliche 
Informationen zugegangen, die es der CDU/CSU-
Fraktion notwendig erscheinen lassen, aus Anlaß 
dieser ersten Beratung eine Erklärung vor diesem 
Hohen Hause abzugeben. 

Der in der Drucksache VI/79 vorliegende Entwurf 
eines Gesetzes über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft ist, meine Damen und Herren, 
die in Gesetzessprache gekleidete Konkretisierung 
des Versprechens, ja der Zusage der Bundesregie-
rung, daß der Landwirtschaft aus der Aufwertung 
keinerlei Verluste entstehen sollen. Bevor ich zum 
Gesetzesentwurf selbst komme, nenne ich einige 
Punkte, die das Gesetz völlig ausklammert, die aber 
mit der Frage des Verlustausgleichs in unmittel-
barer Beziehung stehen: 

Erstens. Nach übereinstimmender Auffassung, 
auch des Bundeslandwirtschaftsministers, sind durch 
die jetzigen, bis zum 31. Dezember gültigen Über-
gangsregelungen die Verluste, vor allem im Bereich 
von Geflügel, Obst, Gemüse und in anderen Berei-
chen keineswegs abgedeckt. Der Landwirtschafts-
minister hat die Auffassung vertreten, daß ein zu-
sätzlicher Ausgleich erfolgen sollte. Diesbezügliche 
Hoffnungen sind durch den Finanzminister zunächst 
gedämpft worden, obwohl wir durchaus anerkennen, 
Herr Bundesminister, daß das Bundeskabinett ge-
stern eine erste Hilfestellung beschlossen hat. 

Zweitens. Der vorliegende Gesetzentwurf deckt 
ebenfalls nicht jene Verluste ab, die bei den Zah-
lungen aus dem Europäischen Ausrichtungsfonds 
entstehen. Sowohl die Mittel für die allgemeine 
Markt- und Agrarstruktur als auch für die vorge-
sehenen Prämien bei der Abschlachtung von Milch-
kühen und bei der Rodung von Obstanlagen werden 
den Empfängern nur um jeweils 8,5 % gekürzt zu-
fließen. Besonders schwerwiegend dürfte dieser 
Tatbestand für jene Unternehmen sein, die bereits 
auf Grund fester Zusagen Investitionen vorgenom-
men haben. Der Einwand, daß wir nach der Auf-
wertung auch weniger in diesen Fonds einzahlen, 
vermag zwar den Finanzminister zu trösten, die 
betroffenen Empfänger, die Landwirte, Unterneh-
men und Körperschaften allerdings nicht. 

Drittens. Der Agrarexport betrifft zwar nicht un-
mittelbar den Einkommensausgleich, steht aber 
mittelbar in einem engen Zusammenhang. Die Auf-
wertung stellt den Agrarexport vor schwerwie-

gende Probleme. Die früheren Bundesregierungen 
und Bundestage haben durch viefältige Initiativen 
den Agrarexport gefördert, nicht zuletzt auch durch 
das in der vorigen Legislaturperiode verabschiedete 
Absatzfondsgesetz, das mit finanziellen Belastungen 
der Produzenten wie des Bundes verbunden ist und 
das nicht zuletzt auch dem Ziele dienen soll, dem 
Agrarexport zusätzliche Impulse zu geben. Meine 
Damen und Herren, schon heute zeichnet sich ab, 
daß durch die Aufwertung ganze Märkte verloren-
zugehen drohen, ein Schaden, der nicht mehr repara-
bel sein dürfte, womit auch die sehr erfreulichen Zu-
wachsraten der letzten Jahre im Agrarexport kaum 
noch zu erreichen und zu halten sein werden. Da-
mit aber entsteht ein zusätzlicher Druck auf dem 
Binnenmarkt, der nun wieder unmittelbar den Pro-
duzenten belasten wird. 

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie 
auf die Frage, wie sie diese Schäden auszugleichen 
gedenkt, nicht immer nur mit dem Hinweis auf an-
stehende Prüfung antwortet, sondern sehr schnell 
konkret erklärt, wie diese Verluste ausgeglichen 
werden sollen. 

Zum Gesetzentwurf selbst. Durch die in der Zwi-
schenzeit bekanntgewordene Verordnung des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften betreffend die auf 
dem Agrarsektor infolge der Aufwertung der D-
Mark zu treffenden Maßnahmen, über die im Rat 
zwar noch formell abzustimmen ist, sehen wir 
uns in einigen Aussagen durch die Bundesregierung 
getäuscht. Sowohl der Bundesminister für Wirtschaft 
wie der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten haben von diesem Platz aus das 
Parlament geradezu ermuntert, den Gesetzentwurf 
nach eigenen Vorstellungen auszugestalten. Diese 
Ausgestaltung durch das Parlament wird allerdings 
durch die Verordnung des Rates in hohem Maße 
eingeschränkt, wenn etwa in Art. I Nr. 3 festgelegt 
ist, daß diese Beihilfen — ich darf mit Ihrer Geneh-
migung zitieren, Frau Präsidentin — „teilweise in 
Form eines Vorschusses gewährt werden können, 
den die landwirtschaftlichen Erzeuger beim Kauf 
ihrer Erzeugnisse erhalten und der höchstens 3 % 
des Verkaufspreises betragen darf". Damit liegt der 
im Gesetz genannte Ausgleichsbetrag von 3 %  über 
die Änderung des Mehrwertsteuergesetzes fest und 
ist zumindest nach oben nicht mehr veränderbar. 
Art. I Nr. 3 der Verordnung sagt weiter: 

Diese Beihilfen können in Form einer direkten 
Beihilfe den landwirtschaftlichen Erzeugern ge-
währt werden, sofern sie nicht in Abhängigkeit 
vom Preis und der Menge des Erzeugnisses 
bestimmt wird. 

Wir fragen die Bundesregierung, wie sie ihr Ver-
sprechen einlösen will, einen vollen Verlustausgleich 
zu sichern, der doch durch den jeweiligen Verkaufs-
akt entsteht. Auch unsere bereits geäußerte Befürch-
tung, daß ein, wenn auch geringer Teil der Aus-
gleichsmittel nicht für den durch den Verkauf ent-
stehenden Verlustausgleich, sondern für soziale und 
strukturelle Maßnahmen bereitgestellt wird, wird 
durch die Verordnung bestätigt. Ich darf Art. I Nr. 3, 
letzter Satz, zitieren: 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Dezember 1969 	639 

Dr. Ritz 
Die Bundesrepublik Deutschland gleicht den Ab-
bau der gemeinschaftlichen Finanzierung durch 
geeignete soziale und strukturelle Maßnahmen 
aus. 

Art. I Nr. 4 lautet: 

Die Bundesrepublik Deutschland gleicht die 
Degressivität der gemeinschaftlichen Finanzie-
rung durch geeignete strukturelle oder soziale 
Maßnahmen aus. 

Um keinen Zweifel aufkommen zu lassen: auch 
wir halten den Ausbau sozialer Maßnahmen für 
vordringlich und werden diesem Hause entspre-
chende Gesetzesinitiativen vorlegen. Allerdings 
halten wir die Koppelung mit den Ausgleichsabga-
ben für nicht vereinbar mit dem Grundsatz des vol-
len Verlustausgleichs. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein Letztes zur EWG-Verordnung. Art. I Nr. 5 
lautet lapidar: 

Die Verfahrensbestimmungen des Art. 93 des 
Vertrages gelten für die in diesem Artikel ge-
nannten Beihilfen. 

Das heißt nichts anderes, als daß die Beihilfen einer 
ständigen Überprüfung durch Kommission und Mit-
gliedsländer unterliegen und eine Umwandlung der 
Beihilfen zu erfolgen hat, wenn die Grundsätze ge-
meinsamer Politik verletzt werden. 

Nachdem die Bundesregierung schon nicht ver-
mocht hat, das nach unserer Meinung am besten 
geeignete Grenzausgleichssystem durchzusetzen, 
scheint sie nun auch noch bereit zu sein, sich für die 
verbleibende unzulängliche Regelung eines hohen 
Maßes an unmittelbarem Einfluß zu begeben. 

Der vorliegende Entwurf selbst sieht vor, daß bis 
3 % der Aufwertungsverluste über die Änderung 
des Mehrwertsteuergesetzes ausgeglichen werden 
sollen. Ohne in einen Detailstreit eintreten zu wol-
len, möchte ich doch sagen, daß hier viele Fragen 
offenbleiben, vor allem die Frage, ob nicht durch 
den zunehmenden Druck auf den deutschen Agrar-
markt, der durch die um 8,5 % verbilligten Einfuh-
ren erfolgen wird, der 3 %ige Vorteil durch sinkende 
Nettopreise irrelevant wird. Auch die Durchbre-
chung der Steuersystematik im Rahmen der Mehr-
wertsteuerregelung erscheint uns bedenklich. 

Völlig unbefriedigend ist der Art. 5 des vorlie-
genden Gesetzentwurfs, der nur unzulängliche Aus-
sagen über den zusätzlichen Ausgleich von 920 Mil-
lionen DM, also fast einer Milliarde, macht. Wie die-
ser Ausgleich erfolgen soll, bleibt offen. Das Wie 
soll einem eigenen Gesetz vorbehalten bleiben, das 
erst — und das scheint mir wichtig zu sein — nach 
Erlaß der erforderlichen Rechtsakte des Rates und 
der Kommission der EWG verabschiedet werden 
kann. Danach oder ich kann Gesetzestexte nicht 
lesen und interpretieren — sind wir in unserer Ent-
scheidung ebenfalls nicht mehr ganz frei. Nicht nur 
die Landwirte, sondern auch die Steuerzahler soll-
ten aber schon jetzt wissen, wie dieser Ausgleich 
gedacht ist. Bisher wissen wir nur, daß es keine 
gerechte Lösung geben wird. 

Auch der Wissenschaftliche Beirat Ihres Hauses, 
Herr Bundesminister, kommt zu dem Ergebnis — 
ich darf zitieren —, daß es praktisch nicht möglich 
sei, Verteilungskriterien zu finden, die eine richtig 
bemessene Kompensation für den Einkommensaus-
fall im Einzelfall gewährleisten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Der Bundeslandwirtschaftsminister hat, wie ich 
meine, mit Recht darauf verwiesen — ich glaube, es 
war im Ausschuß, Herr Minister Ertl —, daß in der 
breiten Öffentlichkeit viel Verständnis für die be-
sonderen Probleme der Landwirtschaft und auch für 
die anstehenden Probleme des Einkommensaus-
gleichs vorhanden ist. Dieses Verständnis, Herr 
Minister, läßt sich aber nicht durch Unklarheit kon-
servieren, sondern wird sehr bald verlorengehen, 
wenn diese Öffentlichkeit nicht weiß, wie dieser 
Ausgleich in der Tat erfolgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nachdem die Aufwertung schon im europäischen 
Raum, wie wir an anderer Stelle ausgeführt haben, 
zuwenig abgesichert wurde und ein Grenzaus-
gleichssystem als einzige Antwort auf das Verspre-
chen des vollen Verlustausgleiches nicht durchge-
setzt werden konnte, müssen wir nun feststellen, daß 
sich jetzt auch binnenwirtschaftlich die Bundesregie-
rung durch Hilflosigkeit auszeichnet. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. Lachen 
bei der SPD.) 

Alles in allem ist der vorliegende Entwurf ein Doku-
ment der Unzulänglichkeit und ein Meisterstück der 
Halbheiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. Zurufe von 
der SPD und der FDP.) 

Schon heute muß befürchtet werden, daß das Ge-
setz dem feierlichen Versprechen, der Landwirtschaft 
den vollen Verlustausgleich als Folge der Aufwer-
tung zu gewähren, nicht gerecht werden kann und 
die feierlichen Zusagen auf vollen Verlustausgleich 
weithin eine Fiktion darstellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Dr. 
Ritz, Sie haben das Wort zu einer Erklärung erbe-
ten und dafür auch ein schriftliches Manuskript mit-
gebracht. Dies ist aber eine ausgewachsene Debat-
tenrede. Ich würde Sie bitten, entweder das Manu-
skript beiseite zu legen oder doch die Erklärung zu 
beenden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Frau Präsidentin, ich kann 
das Manuskript beiseite legen, denn ich bin am Ende 
meiner Ausführungen. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, dies ist die traurige 
Zwischenbilanz der Agrarpolitik dieser Regierung, 
die seit Ende Oktober im Amt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Schmidt (Gellersen). 
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Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nach Ihren Erklärungen, 
Herr Kollege Ritz, muß ich mich fragen, ob Sie das, 
was Sie hier gesagt haben,  selber noch glauben und 
ob Sie überhaupt wissen, was Sie tun. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben heute die erste Lesung eines Gesetz-
entwurfs, der völlig mit dem übereinstimmt, den 
wir vor 14 Tagen, am 13. November, debattiert 
haben. Dieser Gesetzentwurf ist in den Ausschüssen 
bereits fix und fertig beschlossen; er kommt nächste 
Woche ins Plenum. Wir werden dann eine zweite 
und dritte Lesung haben. Ich frage mich, Herr Kol-
lege Struve, ob Sie das bei Ihrer Erfahrung über-
haupt noch gutheißen können. Ich bin überzeugt, 
auch Sie werden ein wenig den Kopf darüber ge-
schüttelt haben, daß Ihre jungen Leute nun so über-
eifrig sind. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Struve: Das 
ist nur eine erste Einführung!) 

Im übrigen, Herr Kollege Ritz, haben Sie Haar-
spalterei betrieben. Ich würde Ihnen sehr empfeh-
len, einmal die europäische Nomenklatur durchzu-
sehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Sache 
kommen!) 

Sie kennen anscheinend die Römischen Verträge 
nicht; sonst müßten Sie wissen, daß es dort einige 
Formulierungen gibt, die wir hier auch übernehmen 
müssen. 

Ihr Versuch, alles das noch einmal durchzukauen, 
was wir schon längst von uns gegeben haben, ist 
doch im Grunde mehr als peinlich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die kürzeste Antwort, die Sie verdienen, wäre doch 
die, daß ich der Frau Präsidentin zumute, alle die 
Reden des 13. November, die hier von meinen Kol-
legen und mir selber gehalten wurden, wieder zu 
Protokoll zu nehmen. Aber das würde zuviel Druk-
kerschwärze erfordern. Aus diesem Grunde er-
laube ich mir, zu Ihren 'Bemerkungen 

(Abg. Dr. Ritz: Zur Sache!) 

folgende Feststellung zu treffen: 

In der Regierungserklärung hat der Herr Bundes-
kanzler zu der Frage D-Mark-Aufwertung und Ein-
kommensausgleich folgendes gesagt — ich zitiere —: 

Die Aufwertung der D-Mark verlangt von uns 
einen Einkommensausgleich für die Landwirt-
schaft. Unsere Verpflichtung gegenüber den 
deutschen Bauern müssen wir jedoch mit den 
Römischen Verträgen über den Gemeinsamen 
Markt in Einklang bringen. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat 
anerkannt, daß der Einkommensverlust der 
deutschen Landwirtschaft voll ausgeglichen 
werden muß. 

Der Bundeskanzler berichtet dann über die Maß

-

nähmen, die dort vereinbart worden sind und 
schließt wörtlich: 

Leider hat der Rat dem mehrfach und mit gro-
ßem Nachdruck vorgetragenen Antrag der Bun-
desregierung, das bisherige Preisniveau durch 
ein Grenzausgleichssystem auf Dauer beizube-
halten, nicht entsprochen. 

Auch Sie sollten von diesen Tatbeständen ausgehen, 
es sei denn, daß Sie in der Europäischen Gemein-
schaft den Beschluß des Rates in Frage stellen 
wollen, was ich nach der Erklärung des Kollegen 
Barzel in dieser Woche nicht annehmen kann. 

Sie mögen aber aus dieser Erklärung ersehen, daß 
auch wir uns etwas Besseres vorstellen können. Es 
wurde nicht erreicht. Es stände Ihnen und der Oppo-
sition gut an, hier einmal ein anerkennendes Wort 
über die Verhandlungsleistungen der deutschen 
Bundesregierung in den letzten Wochen auszuspre-
chen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Zweitens. Ich möchte den Vorwurf, daß die Auf-
wertung ohne ausreichende europäische Absiche-
rung und völlig ohne Absicherung im Innern erfolgt 
sei, zurückweisen. Dieser Vorwurf geht an Sie selbst 
zurück, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen]: Tatsache!) 

an ein Kabinett, das von Herrn Kiesinger geführt 
worden ist und in dem Sie die Mehrheit hatten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich möchte eine dritte Feststellung treffen. Die 
Grundsatzbeschlüsse über den Einkommensausgleich 
sind im Ministerrat unter voller Anerkennung und 
voller Wahrnehmung der deutschen landwirtschaft-
lichen Interessen gefaßt worden, immerhin ein Er-
folg, wie er noch keiner deutschen Delegation seit 
1962 vergönnt war. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das war doch eine Blamage! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Viertens. Es ist unwahr, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, wenn behauptet wird, der 
volle Ausgleich werde nicht erreicht. Wir haben in 
den Ausschüssen die Zahlen vernommen, wie die 
Ausgleichsbeträge errechnet worden sind. Wir ha-
haben Tabellen und anderes Zahlenmaterial in die 
Hand bekommen, aus denen sich ergibt, in welchem 
Umfang der Einkommensausgleich durch die Mehr-
wertsteuer erreicht wird. Diese Fakten haben Sie 
in den Beratungen der Ausschüsse nicht bestritten. 
Ich meine, das, was hier festgelegt wird, ist eine 
günstige Regelung. Wenn Sie immer noch herum-
schreien, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir schreien 
nicht!) 

will ich Ihnen sagen: Sie könnten eventuell schla-
fende Hunde wecken. Denken Sie an den Grünen 
Bericht, der am 15. Februar verkündet wird. Dann 
könnten Sie manche Ihrer Worte noch bereuen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 
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Fünftens. Ich bin völlig sicher, daß es Einkom-
mensübertragungen geben wird. Für eine Verman-
schung werden wir unsere Hand nicht geben. Natür-
lich, Herr Kollege Ritz, werden es direkte Beiträge 
zum Einkommensausgleich über die Mehrwertsteuer 
hinaus sein. Es können aber auch indirekte sein, 
z. B., nach meiner persönlichen Meinung, durch die 
Übernahme aller Kosten für die Berufsgenossen-
schaften durch den Bund. Das wäre ja auch eine 
Lösung, aber auch ein Beitrag zur Kostensenkung 
und damit also ein Ausgleich. 

(Abg. Krammig: Der Lösungen gibt's gar 
viele!) 

Dabei werden wir natürlich so gerecht wie nur mög-
lich verfahren müssen. Ich weiß genau wie Sie — 
das habe ich in diesem Hause wiederholt betont —, 
daß es nicht leicht sein wird, ein vollkommen ge-
rechtes System zu finden. Aber Sie sind aufgefor-
dert, daran mitzuarbeiten, wenn Anfang des Jahres 
der entsprechende Gesetzentwurf in diesem Hause 
vorgelegt wird. Ich kann mir nicht vorstellen, meine 
Herren von der Opposition, daß Sie zu einem sol-
chen Beitrag nicht bereit sind. 

(Abg. Krammig: Immer, immer! ) 

Wir räumen diesem Ausgleich eine hohe finan-
zielle Priorität ein. Die Landwirtschaft kann völlig 
sicher sein, daß diese Leistungen erfolgen. Die Ge-
schichte eines EWG-Anpassungsgesetzes der Jahre 
1965/66, meine Damen und Herren von der CDU/ 
CSU, wird sich nicht wiederholen. Wir halten unser 
Wort. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sechstens. Die Vorlagen waren eilbedürftig. Der 
Grund liegt darin, daß, zumindest was die Mehr-
wertsteuer angeht, die Bauern schon am 2. Januar 
in den Genuß eines solchen Ausgleichs gelangen 
sollten. Oder sollte ich etwa Ihre Polemik gegen die 
Eilbedürftigkeit, Herr Kollege Ritz, so verstehen, 
daß Sie den Bauern diesen Ausgleich nicht gönnen? 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU. — Abg. Köppler: Warum so aufge

-

regt, Herr Schmidt?) 

Im übrigen können Sie ganz beruhigt sein. In der 
Verantwortung für den Einkommensausgleich, meine 
Damen und Herren von der CDU/CSU, haben wir 
ein ganz ruhiges Gewissen. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Köppler: 
Lin sanftes Ruhekissen!) 

Und, last not least, siebentens. Wollen Sie nicht 
angesichts der Erklärungen des Bundeskanzlers in 
Den Haag zu den Fragen der deutschen und euro-
päischen Landwirtschaft und ihrer Interessen und 
angesichts der Erklärungen des Herrn Bundeskanz-
lers am Mittwoch dieser Woche, in denen er noch 
einmal im Zusammenhang mit der Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik gesagt hat, daß er bei 
allen diesen Fragen insbesondere die Interessen 
unserer 

(Zuruf von CDU/CSU: Unserer!) 

Bauern im Auge haben wird, begreifen, begreifen 
und zur Kenntnis nehmen, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Das sind Ab

-

sichtserklärungen!) 

daß es eine Regierung und eine Mehrheit in diesem 
Hause gibt, die nicht zulassen wird, daß man mit 
der deutschen Landwirtschaft Schindluder treibt? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir sind ja jetzt nicht bei 
Erklärungen, sondern wir sind in einer Diskussion 
über Dinge, über die wir schon mehrmals diskutiert 
haben, nicht nur hier im Plenum, sondern ausführ-
lich auch in den Ausschüssen. Und, Herr Dr. Ritz, 
Sie haben nach meiner Meinung hier heute über-
haupt keine neuen Fakten gebracht, sondern Sie 
haben das wiederholt, was Sie schon im Plenum 
und was Sie schon einmal in den Ausschüssen gesagt 
haben. 

(Abg. Struve: Das werden wir noch mehr 
machen! Wir werden Sie noch erinnern!) 

Eines steht jedenfalls fest. Der Schaden, der der 
Landwirtschaft preislich durch die Aufwertung ent-
steht, beträgt pro Aufwertungsprozent 200 Millionen 
DM, 

(Abg. Struve: Völlig neu!) 

und das ist auch vom Deutschen Bauernverband an-
erkannt worden. 

(Abg. Struve: Hören wir zum erstenmal!) 

Wenn Sie diese Zahlen jetzt hier nicht anerkennen 
wollen, dann werden Sie selber in Widersprüche 
zu dem kommen, was Sie früher einmal gesagt ha-
ben. 

Was das System des Ausgleichs angeht, so ist die 
Frage, wie dieser Ausgleich zu machen ist, nicht ganz 
einfach. Das ist auch von uns nie behauptet worden. 
Ich habe in der ersten Debatte über diese Frage ge-
sagt, daß die Lösung über die Mehrwertsteuer die 
günstigste sei. Die Koalition hat sich auf einen 
Kompromiß zwischen Mehrwertsteuer und Aus-
gleich in etwa halbe-halbe — geeinigt, und ich 
bin der Meinung, daß das eine Form des Ausgleichs 
ist, wie sie sehr wahrscheinlich für den Durchschnitt 
der Betriebe besser nicht gefunden werden kann. 
Die Mehrwertsteuer wirkt aUch deshalb in bezug 
auf die Einfuhren von Agrarwaren — und das ist 
ja hier noch einmal von Dr. Ritz angesprochen wor-
den — als Schutz und Abwehr, weil für die Importe 
nur der Vorsteuerabzug von 5 %gilt, während für 
den innerdeutschen Handel die Vorsteuer von 8 % 
erhoben werden kann. Insofern erfolgt hier also ein 
völliger Ausgleich, auch im Verhältnis zu den Im-
porten. 

Meine Damen und Herren, vergessen wir doch 
nicht: Was war denn vor der Aufwertung? Minde-
stens ein Jahr vorher wurden die deutschen Markt-
ordnungspreise durch die Unterbewertung der D- 
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Mark unterlaufen, und auch dadurch ist in der Zeit 
vor der Aufwertung, als Sie in der Verantwortung 
waren, ein beachtlicher Schaden entstanden, der von 
der Wissenschaft mit 400 bis 600 Millionen bezif-
fert wird. Und dieses Unterlaufen — — 

(Abg. Krammig: Sie müssen auch mal nach 
links gucken! Die waren auch dabei!) 

— Nein, ich spreche zu Ihnen; Sie sollen es hören, 
und Sie sollen es nun endlich einmal begreifen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Dieses Unterlaufen ist jetzt beendet, und da-
durch ist ein früher entstandener Schaden für die 
Landwirtschaft beseitigt worden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ritz.) 

Außerdem ist es unbestritten, daß die Kostensteige-
rung für die landwirtschaftlichen Bedarfsgüter durch 
die Aufwertung wenn nicht völlig beseitigt, aber 
doch gehemmt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Abwarten!) 

Lesen Sie sich bitte das Gutachten des Wissen-
schaftsrates durch! Dann werden Sie dort auch 
Gedankenstützen finden. Durch die Aufwertung 
sind auch effektive Vorteile entstanden. Wenn nun 
der Verlust, den Sie selber mit 200 Millionen DM 
pro Aufwertungsprozent beziffert haben, ausge-
glichen wird, kann man im ganzen nicht sagen, daß 
die Lage ungünstiger, sondern eher, daß sie günsti-
ger wird, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und darüber werden wir in der Grünen Debatte 
reden. 

(Abg. Dr. Ritz: Darüber reden wir erst im 
Sommer!) 

— Herr Ritz, Sie wollen den Grenzausgleich, natio-
nale Preise mit Grenzausgleich. Diese Regelung 
wäre auch mir lieber gewesen, das habe ich nie 
bestritten. 

(Abg. Dr. 'Ritz: Aha!) 

Aber das Entscheidende ist, daß er nicht durchzuset-
zen war, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Von wem 
denn? — Vorher!) 

und mit Sicherheit wäre er von einer CDU-Regie-
rung gar nicht erst angeregt worden; denn gerade 
in diesem Punkt waren Sie ja EWG-treuer als die 
jetzige Bundesregierung. Fangen Sie also nicht mit 
Elementen an, die Sie mit Sicherheit nicht vertreten 
hätten, und erzählen Sie den Bauern nicht, daß Sie 
diesen Weg gegangen wären. 

(Abg. Baron von Wrangel: Wer hat denn 
die Aufwertung gemacht, Herr Peters?) 

Herr Dr. Schmidt hat Ihnen schon gesagt: diese 
Bundesregierung wird ihr Wort halten. Wir wollen 
es anders machen als damals bei den Versprechun-
gen von 1964 für die Getreidepreissenkung, und 
wir werden es durchhalten. Es ist einfach für die 
Regierung eine Vertrauensfrage des Landvolkes, 
ob das geschehen wird oder nicht. Wir werden  

jedenfalls das Wort halten und werden uns um 
einen Ausgleich bemühen, der für den einzelnen 
Betrieb so gerecht wie möglich gestaltet wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU: Aha, bemühen! 

— „Bemühen" war gut!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Nachdem mich der Kollege Ritz aus-
drücklich aufgefordert hat, hier Stellung zu neh-
men, will ich das gerne tun. Ich bin überzeugt, daß 
wir im Sinne des agrarpolitischen Wiederkauens 
die „Aufwertungs-Wiederkaudebatte" in der näch-
sten Woche bei der zweiten und dritten Lesung wie-
der haben werden. Aber an mir soll es nicht liegen. 
Ich habe mich hier noch nie einer Verpflichtung ent-
zogen. Wenn es so sein soll, dann soll es so sein. 

Herr Kollege Ritz, meine beiden Vorredner, die 
Kollegen Schmidt und Peters, haben eine Reihe von 
Fragen beantwortet. Ich meine, meine verehrten 
Kollegen von der CDU — und darum bitte ich Sie 
ganz ernstlich —, bevor wir nochmals in dieser 
Form Debatten führen, sagen Sie doch klipp und 
klar, daß Sie der Meinung sind, daß die Devisen-
kursfreigabe und das Außenwirtschaftssicherungs-
gesetz der alten Bundesregierung falsch waren. 
Denn dann gäbe es das Thema Aufwertung nicht. 
Oder Sie sagen: wir hätten das alles nach der Devi-
senkursfreigabe rückgängig machen müssen. Und 
dann sagen Sie auch hier einmal in aller Deutlich-
keit, welche Auswirkung die Anpassungsinflation 
für die deutsche Volkswirtschaft und die deutsche 
Landwirtschaft gehabt hätte. Ich glaube, das muß 
man hier in aller Deutlichkeit sagen;  denn es ist 
doch nicht so, daß die Aufwertung plötzlich gekom-
men ist wie vom Himmel heruntergefallen, so wie 
heute am Nikolaustag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der ist erst 
morgen!) 

— Oder morgen. Ich denke immer schon der Zeit 
voraus, wie Sie wissen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wir hatten einen November mit Grenzabgaben, 
und wir haben letzten Endes die Devisenkursfrei-
gabe mit allen negativen Folgen auf dem Währungs-
sektor gehabt. Ich sage das wirklich nicht als Vor-
wurf, aber man hat es einfach leid, Scheingefechte 
zu führen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich liebe es, sachlich die Argumente auszutauschen. 
Wenn aber jemand immer so tut, als ob eine ganz 
neue Situation entstanden wäre, obwohl er mit in 
der Verantwortung gestanden hat, dann macht er 
es sich zu leicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Meine verehrten Freunde, ich muß mir sagen 
lassen: Halbheiten. Ich muß Ihnen sagen, solange 
die Bauern mir sagen, 1,7 Milliarden DM für vier 
Jahre sei etwas, was noch nie zuvor eine Bundes-
regierung zuwege gebracht habe, bin ich zufrieden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Darüber freue ich mich. Ich will Ihnen hier ein Bei-
spiel nennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Ich bin jedes Wochenende bei den Bauern, heute 
abend schon wieder. Ich gehöre nicht zu denen, die 
nicht mit der Praxis in Kontakt stehen. Ich weiß 
auch, daß man mit Scheinargumenten in bezug auf 
die Aufwertung Unruhe erzeugen will. Davor warne 
ich. Das nutzt niemandem etwas, auch Ihnen von der 
Opposition nicht. 

Womit haben wir die Maßnahmen, die die Bun-
desregierung für Obst und Gemüse und Geflügel 
beschlossen hat, abgedeckt? Dafür haben sich übri-
gens beide Verbände bedankt, was ich gern zur 
Kenntnis nehme und Ihnen hier mitteilen möchte; 
sie haben gesagt, das hätten sie überhaupt nicht 
erwartet. Wir haben diese Maßnahmen aus Mitteln, 
die die vorige Regierung gesperrt hatte, abgedeckt. 
Ist das nicht ein großzügiges Handeln, und ist das 
nicht Ausdruck eines Verständnisses für die Be-
lange der Landwirtschaft?! 

Über das, was Sie sagen, muß ich mich wirklich 
wundern. Man sollte hier nicht immer so tun, als 
wäre eine vollkommen neue Situation entstanden. 

Ich habe eine weitere Bitte. Hier wäre noch sehr 
viel in der Debatte zu sagen. Ich möchte aber jetzt 
nur auf einige Probleme eingehen. Noch einmal 
aber das Problem der Grenzausgleichsabgabe. Kön-
nen Sie sich vorstellen, daß in dem Papier, das von 
der Kommission jetzt als Diskussionsgrundlage vor-
gelegt worden ist, der Vorschlag gemacht worden 
wäre: Um wieder zu einem harmonisierten EWG-
Agrarmarkt zu kommen, sollte man sich bei den 
Preisen in der Mitte einigen; die Franzosen sollten 
mit den Preisen um 5,5 % heraufgehen, die Deutschen 
um 5,5 % heruntergehen. — Glauben Sie, daß die 
Position für die deutsche Landwirtschaft und für die 
Ausgleichszahlungen dann leichter gewesen wäre? 
Glauben Sie nicht, daß die Position noch schwieriger 
werden würde, wenn dieser Vorschlag mit der Be-
seitigung der Überschußprobleme und aller son-
stigen Druckpositionen gekoppelt wäre? In diesem 
Falle hätten wir die deutsche Öffentlichkeit wahr-
scheinlich nicht mehr hinter uns. Gottlob haben wir 
sie nach der Aufwertung jetzt hinter uns. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, den-
ken Sie auch daran, daß die Aufwertung beispiels-
weise bei einigen Produktionsmitteln durchschlägt. 
Denken Sie ein klein wenig daran, daß es auch in 
Holland und Frankreich Institute gibt, die nachrech-
nen, wie sie sich bei einzelnen Produkten auswirkt. 
Es gibt auch in Frankreich und Holland Marktinsti-
tute. Ich bitte Sie, zwingen Sie mich nicht dauernd, 
mich hier zu rechtfertigen. Sie nützen damit der 
Position der deutschen Landwirtschaft, was diese 
200 Millionen DM angeht, nicht. Wie gesagt, es gibt 
auch in Frankreich und Holland Institute, die die 

Auswirkungen auf bestimmten Märkten nachrech
- nen. Das wurde heute morgen auch schon in der 

Fragestunde deutlich. Ich sage Ihnen das nur, damit 
wir nicht gemeinsam die Position der Landwirt-
schaft schwächen. 

Ich gebe zu, daß die Kommission darauf besteht 
— der Vertrag muß ja respektiert werden —, daß 
die Mehrwertsteuer in Form eines Vorschusses ge-
zahlt wird. Ich will auch gar nicht sagen, wer diese 
Politik hauptsächlich betreibt; das ist ein Kapitel 
für sich. Auf die Einzelheiten möchte ich hier in 
diesem Hohen Hause nicht eingehen. Das sind alles 
Fakten, die Sie genauso gut kennen wie ich. Ich 
glaube, wir sollten uns daher in dieser Frage das 
Leben nicht gegenseitig schwer machen. Wir sollten 
vielmehr froh sein, daß die 3 % Mehrwertsteuer da-
bei sind, und diese, wie meine Vorredner gesagt 
haben, dann am 1. Januar wirksam wird. 

Auch Art. 93 gibt es nun einmal in dem Vertrag. 
Ich muß ihn respektieren. Dadurch habe ich es aber 
ermöglicht, daß die Degressivität vermieden wurde. 
Und die degressiven Beträge bezüglich des kom-
munitären Anteils sind eigentlich als soziale und 
strukturelle Maßnahmen zu betrachten. 

Ich freue mich, daß wir uns in einem Punkt weit-
gehend einig sind, nämlich darin, daß wir ge-
gebenenfalls auch Möglichkeiten der Altershilfe 
usw. ins Kalkül ziehen wollen. 

Was nun das Gesetz anbetrifft, so muß ich Sie, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, wirklich ein 
klein wenig um Verständnis bitten. Von den fünf-
einhalb Wochen, die ich im Amt bin, habe ich 12 
Tage in Brüssel verbracht. Dazu kamen noch Vor-
bereitungen für die Gipfelkonferenz und weiteres 
mehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Gnädige Frau, ich soll wohl nicht nach Brüssel 
fahren? Haben Sie doch die Güte, das laut zu sagen. 
Ich bleibe auf Fragen ungern eine Antwort schuldig. 

(Abg. Krammig: Sie wollte nur sagen: 
Jedes Wochenende bei den Bauern!) 

— Das mache ich noch nebenbei. Das bin ich den 
Bauern schuldig, gnädige Frau. Ich muß auch darauf 
achtgeben, was ansonsten an subkutaner Arbeit ge-
trieben wird. Das muß ich ja wissen, damit ich ihr 
begegnen kann. 

Im übrigen müßte man ein neues Gesetz für 
die Beamten machen. Da ich ein  sozialer Arbeit

-

gebet bin, lasse ich sie am W ochenende frei. Ich 
mache solche Gesetzentwürfe nur unter der Woche. 
Hoffentlich finde ich da das Verständnis einer christ-
lich-demokratischen Politikerin. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe den Wissenschaftlichen Beirat einberufen 
und werde noch vor Weihnachten ein eigenes Gre-
mium aus Praktikern einberufen. Dann werde ich 
einen Vorschlag unterbreiten und zudem den Berufs-
stand konsultieren. Ich wäre dem Berufsstand sehr 
dankbar, wenn er hier konstruktiv mitarbeiten 
würde. Dann werden wir im Januar ein Gesetz be- 
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kommen. Der Ernährungsausschuß und dieses Hohe 
Haus werden Gelegenheit haben, ausführlich dar-
über zu beraten. 

Man darf auch hier nicht vergessen, daß zunächst 
Milch und die ganzen Bodenprodukte betroffen sind. 
Die Bodenproduktion, die Ernte, steht ja erst ab 
Juni an. Ich glaube nicht, daß man dieser Bundes-
regierung sagen kann, sie verursache von sich aus 
leichtfertig Zeitversäumnisse. Im übrigen bemühe ich 
mich wirklich, im engen Kontakt mit diesem Hohen 
Haus eine möglichst offene und faire Aussprache zu 
führen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wenn ein Bun-
desminister gesprochen hat, ist die Diskussion wie-
der eröffnet. — Das Wort hat Herr Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Verehrte Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Nur einige wenige Be-
merkungen. 

Herr Dr. Schmidt, ich glaube nicht, daß Sie aus der 
Erklärung, die ich hier abgegeben habe, Polemik 
gegen Eilbedürftigkeit ableiten konnten. Wir haben 
sehr wohl in der vergangenen Woche im Ausschuß 
festgestellt, daß wir die Abstimmung über diesen 
Gesetzentwurf dort bis zu dieser Woche zurückstel-
len wollten, um nicht irgendein Präjudiz für die 
Verhandlungen auf der Gipfelkonferenz zu schaffen. 
Das war unsere Argumentation. Wir haben also im 
Grunde das gewollt, was der Finanzausschuß getan 
hat, nämlich in dieser Woche abzustimmen. Auch 
wir hätten die Chance gehabt, am Donnerstag-
morgen abzustimmen und die Vorlage dann dem 
Finanzausschuß zuzuweisen; er hätte dann am glei-
chen Tag die gleiche Entscheidung treffen können. 

Ich glaube also nicht, daß man uns hier Unterstel-
lungen machen kann, wir wollten etwas verhindern, 
was am 1. Januar in Kraft treten könnte. Auch nach 
unserer Vorstellung — um das deutlich zu sagen — 
ist das keine Lösung. Aber wir müssen, wenn über-
haupt, natürlich am 1. Januar diesen Teil in Kraft 
setzen, um überhaupt etwas zu haben. Insofern stim-
men wir also durchaus überein, — um Ihnen das 
deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Peters, Ihr Beitrag veranlaßt mich 
nun aber doch, noch eines zu sagen. Sie haben ja 
schon an anderer Stelle, aber auch hier und gerade 
eben die Behauptung gewagt — ich muß schon 
sagen: eine sehr mutige Behauptung —, daß die 
Situation der Landwirtschaft nach der Aufwertung 
besser werden würde als vorher, weil die Kosten 
nicht mehr so weitersteigen würden und sich damit 
die Probleme wesentlich erleichterten. Herr Kollege 
Peters, ich muß Ihnen hier die gestern herausgezo-
genen Indexzahlen für die Einkaufspreise landwirt-
schaftlicher Betriebsmittel einmal vorhalten, und 
zwar vom Berichtszeitraum September 1968 bis Sep-
tember 1969. In diesem Zeitraum haben sich die 
Indizes aller landwirtschaftlichen Betriebsmittel um 
2,2 %  erhöht. Im gleichen Zeitraum haben sich die 
Erzeugerpreise um 5,4 % erhöht. Für so unglücklich  

halte ich diese Entwicklung also keineswegs, wie Sie 
sie hier glauben darstellen zu müssen. — Herr Kol-
lege Peters, bitte schön! 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Dr. Ritz, ist 
Ihnen nicht klar, daß ich mit der Preissteigerungs-
rate — das habe ich ausdrücklich gesagt — die-
jenige Preissteigerungsrate gemeint habe, die ein-
getreten wäre, wenn nicht aufgewertet worden 
wäre? Der Wirtschaftsminister hat hier gesagt, die 
Durchschnittspreissteigerungsrate würde dann etwa 
6 % betragen, und jetzt — nach der Aufwertung — 
würde er sie auf 2 1 /2 % schätzen. Das trifft genau 
die Zahl des Vorjahres, die Sie eben genannt ha-
ben. 

Dr. Ritz  (CDU/CSU): Herr Kollege Peters, behal-
ten Sie die Hoffnung, daß Sie recht behalten. Ich 
glaube, über diesen Fakten sollten wir uns etwa 
ein Jahr später unterhalten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wenn wir nicht mehr über Prophetien und Voraus-
sagen, sondern auf Grund von Realitäten und ein-
getretenen Tatsachen sprechen können. 

Verehrter Herr Minister, ich habe ausdrücklich — 
auch in meiner Erklärung — den gestrigen Kabi-
nettsbeschluß anerkannt. Aber auch hier werden Sie 
mir einräumen müssen, daß zwischen der Zahl, die 
Sie einmal im Zusammenhang mit diesen Maßnah-
men genannt haben, und dem, was erfolgt ist, natür-
lich noch eine Lücke klafft. Die Schwierigkeiten, die 
Sie hier haben, will ich keineswegs verniedlichen : 

 Herr Minister —, damit wir uns hier nicht mißver-
stehen. 

Aber etwas anderes sollte ich, glaube ich, einmal 
in diesem Zusammenhang sagen, weil es uns immer 
wieder vorgehalten wird. Es betrifft die Devisen-
kursfreigabe vom 29. September. Man soll doch 
hier nicht immer Ursache und Wirkung verwechseln. 
Was ist denn wirklich geschehen? Am Morgen des 
29. September waren die Ergebnisse der Nachtge-
spräche so weitestgehend klar, daß alle Welt, vor 
allem die Finanzwelt, davon ausgehen konnte, daß 
diese jetzt zustande gekommene Regierung zustande 
kommen wird. Und innerhalb einer Stunde nach Öff-
nung der Devisenbörsen ist 1 Milliarde DM von 
außen in dieses Land hineingeflossen. Nun frage 
ich Sie: Welche Entscheidung anders hätte diese 
Bundesregierung auf Zeit — denn mehr war sie da-
mals nicht — überhaupt treffen sollen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Das müssen Sie mit Herrn Kiesinger aus

-

machen!) 

— Verehrter Herr Wehner, das ist doch ein Tatbe-
stand, den man nicht einfach wegdiskutieren kann. 
Man kann nicht immer sagen: „Das habt Ihr ja 
praktisch alles eingeleitet." Nein, hier muß man 
den Zugzwang sehen, und man muß auch Ursache 
und Wirkung in den richtigen Zusammenhang stel-
len. Da kommt man nicht umhin. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Dr. Ritz 

Damit möchte ich diese kurze Replik auf einige 
der Ausführungen der Redner der Koalition, des 
verehrten Kollegen Schmidt und des Herrn Kollegen 
Peters und des Herrn Ministers, bewenden lassen. Es 
geht doch darum — das muß ich auch einmal sa-
gen —, daß wir uns als Opposition natürlich das 
Recht vorbehalten, wann möglich unsere Meinung 
und unsere Vorstellung auch und entscheidend zur 
Agrarpolitik zu sagen. Ich weiß also gar nicht, wo 
hier die „Wiederkäuertour" liegt, sondern ich 
glaube, es ist das legitime Recht, daß wir angesichts 
einer so ernsten Situation, in der wir uns befinden, 
wann möglich zu diesen Fragen aus unserer Sicht 
Stellung nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. 

Der Ältestenrat empfiehlt, den Gesetzentwurf 
Drucksache VI/79 an den Finanzausschuß — feder-
führend — und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß 
zu überweisen. Werden andere Vorschläge gemacht? 
— Das ist nicht der Fall. Wer dieser Überweisung zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? Einstimmig überwiesen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 27. August 1968 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Spanischen Staat über die Schiffahrt 
— Drucksache VI/80 — 

Auf die Begründung wird verzichtet. — Gibt es 
Wortmeldungen? — Das ist nicht der Fall. 

Der Ältestenrat empfiehlt Überweisung an den 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen. Wer diesem Vorschlag zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe? — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stücklen, Wagner (Günzburg), Dr. Riedl (Mün-
chen), Geisenhofer, Dr. Kreile und Genossen 
betr. mittelfristige Finanzplanung und Olym-
pische Spiele 

Drucksache VI/103 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache wird 
nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat empfiehlt Überweisung an den 
Sonderausschuß für Sport und Olympische Spiele 
und gemäß § 96 der Geschäftsordnung an den Haus-
haltsausschuß. Wer damit einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nun den Zusatzpunkt auf, der heute mor-
gen auf die Tagesordnung gekommen ist: 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirt-
schaft (8. Ausschuß) über den von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie 
des Rates zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten für die Bezeich-
nung von Textilerzeugnissen 
— Drucksache V/4052 — 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Lenders. 
Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Auch Aussprache wird nicht 
gewünscht. Wer dem Bericht die Zustimmung gibt, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Damit, meine Herren und Damen, sind wir am 
Ende der heutigen Tagesordnung. Ich berufe das 
Haus auf Mittwoch, den 10. Dezember 1969, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 11.01 Uhr.) 
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Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Achenbach *** 5. 12. 
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Lücke (Bensberg) 20. 12. 
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Petersen 5. 12. 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht  

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Pöhler * 5. 12. 
Dr. Pohle 5. 12. 
Pohlmann 5. 12. 
Ravens 5. 12. 
Richarts *** 5. 12. 
Dr. Rinderspacher 31. 12. 
Rollmann 5. 12. 
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Anlage 2  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 4. Dezember 1969 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Apel (Drucksache VI/104 Frage 
A 9):  

Ist die Bundesregierung bereit, die  Einkommensgrenze in 
Höhe von 24 000 DM jährlich, die  Lohnsteuerpflichtige verpflich-
tet, zusätzlich eine Einkommensteuererklärung ihrem Finanzamt 
gegenüber abzugehen, so zu erhöhen, daß diese zusätzliche 
Belastung nur, wie ursprünglich beabsichtigt, wenige Lohnsteuer-
pflichtige trifft? 

Die Vorschrift des § 46 Abs. 1 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG), wonach Arbeitnehmer mit 
Einkommen von mehr als 24 000 DM stets zur Ein-
kommensteuer zu veranlagen sind, dient der Steuer-
aufsicht und der Gleichmäßigkeit der Besteuerung. 

Erfahrungsgemäß haben Arbeitnehmer mit Ein-
kommen von mehr als 24 000 DM vielfach Neben-
einkünfte, die bei der Steuerbemessung grundsätz-
lich nicht außer Ansatz bleiben können. Dabei ist zu  

berücksichtigen, daß bei einem zu versteuernden 
Einkommensteuergrundtarif bereits 37,2 v. H. und 
Steuersatz nach dem für Alleinstehende geltenden 
Einkommensteuergrundtarif bereits 37,2 vH und 
nach dem für zusammenlebende Ehegatten gelten-
den Splittingtarif 24,8 v. H. beträgt. Im Hinblick hier-
auf erscheint es grundsätzlich gerechtfertigt, nicht 
nur Nebeneinkünfte zu erfassen, sondern auch die 
im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigten, le-
diglich auf einer Vorausschätzung beruhenden Frei-
beträge zu überprüfen. Etwaige Steuernachforderun-
gen können nämlich nicht im Wege des Lohnsteuer- 



648 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 18. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Dezember 1969 

Jahresausgleichs, sondern nur im Veranlagungsver-
fahren festgesetzt werden. Wertet man diese Ge-
sichtspunkte als ausschlaggebend, so ist die Ein-
kommensgrenze von 24 000 DM auch noch gerecht-
fertigt. 

Es kommt folgende Überlegung hinzu: 

Eine Heraufsetzung dieser Einkommensgrenze 
hätte u. a. zur Folge, daß nicht nur bei Arbeitneh-
mern mit einem Einkommen bis zu 24 000 DM, son-
dern auch bei Arbeitnehmern mit einem Einkommen 
zwischen 24 000 DM und der neuen Veranlagungs-
freigrenze Nebeneinkünfte von insgesamt nicht 
mehr als 800 DM künftig nicht mehr zur Einkommen-
steuer herangezogen würden. Im Hinblick auf die 
vorgenannten Steuersätze, die sich mit wachsen-
dem Einkommen erhöhen, bestehen gegen eine er-
hebliche Heraufsetzung der Einkommensgrenze aus 
Gründen der Gleichmäßigkeit der Besteuerung Be-
denken, weil bei Nichtarbeitnehmern derartige Ne-
beneinkünfte stets in vollem Umfang zur Einkom-
mensteuer herangezogen werden. 

Gleichwohl könnte erwogen werden, die Veran-
lagungsgrenze von 24 000 DM mäßig zu erhöhen, 
wenn schwerwiegende Gründe der Verwaltungsver-
einfachung für die Erhöhung dieser Grenze sprechen. 

Zur Entscheidung der Frage, ob durch eine Erhö-
hung der Veranlagungsgrenze eine fühlbare Ar-
beitsentlastung für alle Beteiligten herbeigeführt 
werden könnte, sind in den Ländern Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Berlin besondere 
statistische Repräsentativerhebungen der Arbeitneh-
merveranlagungsfälle nach § 46 Abs. 1 EStG durch-
geführt worden. Diese Erhebungen werden zur Zeit 
ausgewertet und für das gesamte Bundesgebiet 
einschl. Berlin hochgerechnet. Ohne dem Gesamter-
gebnis vorgreifen zu wollen, möchte ich jedoch dar-
auf hinweisen, daß nach dem Ergebnis in Rheinland-
Pfalz bei einer Erhöhung der Veranlagungsgrenze 
auf 36 000 DM weniger als 1000 Arbeitnehmer nicht 
mehr zur Einkommensteuer veranlagt würden. Diese 
Zahl ist nur dadurch zu erklären, daß die übrigen 
Arbeitnehmer mit einem Einkommen zwischen 
24 000 DM und 36 000 DM aus den in § 46 Abs. 2 
EStG aufgeführten Gründen (z. B., weil Verluste aus 
Vermietung und Verpachtung nach § 7 b EStG zu 
berücksichtigen sind) ohnehin zu veranlagen sind. 

Es ist vorgesehen, daß sich auch die vom Bundes-
minister der Finanzen eingesetzte Steuerreform-
kommission mit dem angesprochenen Problem be-
faßt. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
vor einer endgültigen Entscheidung die gutachtliche 
Stellungnahme der Kommission abgewartet werden 
sollte. 

Anlage 3 
Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Ertl vom 5. Dezember 1969 auf 
die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Jobst 
(Drucksache VI/104 Frage A 82) : 

Ist  die  Bundesregierung bereit, den Zuschuß Jul  die 41 Natur
-parks angesichts ihrer Bedeutung für die Allgemeinheit im Haus-

haltsjahr 1970 nicht nur in gleicher höhe beizubehalten, sondern 
zu erhöhen? 

Wie ich bereits in meiner Antwort zu der Frage 
des Kollegen Flämig ausgeführt habe, sind die Län-
der für die Förderung der Naturparke allein zustän-
dig. Eine Erhöhung des Bundeszuschusses ist unter 
diesen Umständen nicht möglich; die Förderung 
durch den Bund muß vielmehr mit Wirksamwerden 
der Finanzreform — spätestens ab 1973 — ganz ein-
gestellt werden. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
5. Dezember 1969 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Schwabe (Drucksache VI/104 Frage 
A 86) : 

Besteht im Bundesverteidigungsministerium die Absicht, auf 
den Erkennungsmarken aller Soldaten neben der bereits ver-
merkten Religionszugehörigkeit auch noch die Blutgruppe des 
Soldaten zu vermerken? 

In die Erkennungsmarken der Soldaten werden 
neben den allgemeinen Identifizierungshinweisen 
auch die Blutgruppe und der Rhesusfaktor einge-
prägt. 

Die Anordnung hierzu wurde mit Erlaß vom 1. No-
vember 1966 getroffen. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 5. Dezember 1969 auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (Drucksache 
VI/104 Frage A 100): 

Welche konkreten Experimente befürwortet der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft im Bereich des Bildungswesens? 

Veränderungen unseres Bildungssystems müssen 
derart sein, daß sie den Gleichheitsanspruch des 
Art. 3 des Grundgesetzes verwirklichen. Hierzu be-
darf es vielfach nicht mehr grundsätzlicher Experi-
mente, weil Erfahrungen und Daten bereits vorlie-
gen. Erforderlich sind politische Entschlüsse. Schon 
jetzt steht zum Beispiel fest, daß die Einführung der 
Ganztagsschule und der Gesamtschule Voraussetzun-
gen der Erfüllung des Art. 3 Grundgesetz sind. 

Die denkbaren Formen und Methoden müssen je-
doch im einzelnen auf ihre Zweckmäßigkeit hin er-
probt werden, wobei ein ständiger Prozeß des Ler-
nens aus Experimenten wie aus den eingeleiteten 
Anpassungen stattfindet. 

Aus diesen Gründen befürwortet der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft im Bereich des 
Bildungswesens unter anderem grundsätzlich alle 
Maßnahmen, die der Deutsche Bildungsrat zur Er-
probung empfiehlt, sowie andere Schulversuche, die 
dazu beitragen, fortschrittliche Theorien und inter-
nationale Erfahrungen im deutschen Schulsystem 
auf ihre Realisierbarkeit und Zweckmäßigkeit zu 
prüfen. 
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Hierzu gehören im besonderen: 

1. Reform der Lehrpläne 

2. Entwicklung von Testmethoden zur Förderung 
der Schul-, Berufs- und Studienberatung 

3. Versuche zur vorschulischen Erziehung 

4. Erprobung neuer didaktischer Methoden 

5. Einsatz technischer Hilfsmittel im Unterricht und 
im Fernstudium 

6. Einbeziehung praktischer Tätigkeiten in be-
stimmte Zweige der Oberstufe der Sekundar-
schulen. 

Selbstverständlich sind ferner dazuzurechnen alle 
Bemühungen um eine verbesserte Ausbildung im 
Hochschulbereich. Schließlich befürwortet der Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft auch 
Experimente im Bereich der berufsbegleitenden Bil-
dung und Fortbildung einschließlich des sogenannten 
Kontaktstudiums. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 5. Dezember 1969 auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (Drucksache 
VI/104 Frage A 101): 

Gilt die Drittelparität, mit der der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft experimentieren will, auch für die Forschungs-
entscheidungen, insbesondere im naturwissenschaftlich-technischen 
Bereich? 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann eine 
in Freiheit sich vollziehende Wissenschaft ihre 
schöpferische Kraft nur dann voll entfalten, wenn 
an der Willensbildung ihrer Institutionen alle, die 
am wissenschaftlichen Prozeß mitwirken, beteiligt 
werden. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat sich aber gerade deswegen gegen jede schema- 
tische Festlegung von Paritäten ausgesprochen. Art 
und Ausmaß der Mitwirkung in den Hochschul- und 
Forschungsgremien bedürfen nach Auffassung der 
Bundesregierung einer differenzierten Regelung, die 
auf dem Aufgabenbereich des jeweiligen Gremiums 
abstellt. Für die Forschung bedeutet das — soweit 
Fragen der Forschung von einem Kollegialorgan zu 
entscheiden sind —, daß an den Entscheidungen die-
jenigen Personen mitwirken sollten, die hierfür die 
entsprechende Qualifikation haben. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dahren-
dorf vom 3. Dezember 1969 auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Schwabe (Drucksache VI/104 
Frage B 1) : 

Welche Möglichkeiten hat das Auswärtige Amt, kommunale 
Partnerschaften zu fördern? 

Das Auswärtige Amt mißt dem interkommunalen 
Austausch internationaler Natur als einem wesent-
lichen Element der Völkerverständigung und der 
Förderung der europäischen Einigung erhebliche 
Bedeutung bei. Es hat daher schon zu einem frühen 
Zeitpunkt die deutschen Kommunalverbände sowie 
einzelne Städte zur Aufnahme von Partnerschaften 
zunächst innerhalb Europas und — etwa seit 1960 
— auch in Entwicklungsländern ermutigt. 

Solche Vorhaben werden vom Auswärtigen Amt 
immer dann gefördert, wenn die Interessenten dies 
wünschen. Diese Förderung erfolgt vor allem durch 
organisatorische Unterstützung bei der Vermittlung 
von Kontakten. Ferner beraten unsere Auslandsver-
tretungen in nicht unerheblichem Umfange auslän-
dische interessierte Gemeinden und Verbände, die 
mit geeigneten deutschen Stellen (z. B. Rat der Ge-
meinden Europas und Internationale Bürgermeister-
Union) in Verbindung gebracht werden. 

Eine direkte finanzielle Förderung von interkom-
munalen Beziehungen ist dem Auswärtigen Amt 
dagegen nicht möglich, weil es (mit Ausnahme des 
Haushaltsjahres 1963) über keine Mittel mit ent-
sprechender Zweckbestimmung verfügt. Noch 1965 
hat es erneut den Versuch unternommen, die Bewil-
ligung eines Titels in seinem Haushalt mit der 
Zweckbestimmung „Pflege interkommunaler Bezie-
hungen" (DM 100 000,—) zu erreichen. Der Ansatz 
wurde jedoch vom Haushaltsausschuß des Bundes-
tages gestrichen (vgl. Kurzprotokoll, 153. Sitzung 
des Haushaltsausschusses vom 2. 12. 1964). 

Das Auswärtige Amt bedauert diesen Zustand vor 
allem deswegen, weil ,die Städte und Gemeinden in 
der Regel durchaus bereit sind, zur Pflege interkom-
munaler Beziehungen nennenswerte Eigenleistungen 
zu erbringen. In vielen Fällen ist aber das Zustande-
kommen von Partnerschaften von „Initialzündun-
gen" abhängig. Auch würde der Hinweis, daß der 
Bund eine Beihilfe gewährt, eine Mittelerbringung 
durch Private und oft auch aus dem eigenen Haus-
halt erleichtern. Das Auswärtige Amt erwägt daher 
bei nächster Gelegenheit erneut Mittel für die 
Pflege interkommunaler Beziehungen zu beantra-
gen. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dahren-
dorf vom 5. Dezember 1969 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Josten (Drucksache VI/104 
Frage B 2) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, bei den Ver-
handlungen mit den Ostblockstaaten die Bestrebungen des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge zur Feststellung von 
Gräbern der Gefallenen zu unterstützen,• um damit auch das 
Schicksal vieler Vermißter zu klären? 

Die Kriegsgräberfürsorge in den Ostblock-Staaten 
hat sich als sehr schwierig erwiesen. In den zu er-
wartenden Verhandlungen mit den Ostblock-Staaten 
wird diese Frage daher zweckmäßigerweise nicht im 
ersten Stadium, sondern in einem späteren Stadium 
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erörtert werden, um deren Klärung sich die Bundes-
regierung, der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge und das Deutsche Rote Kreuz seit jeher bemü-
hen. 

Bedauerlicherweise konnten selbst in den Ländern, 
mit denen in den letzten Jahren die diplomatischen 
Beziehungen aufgenommen oder wieder aufgenom-
men wurden, keine Fortschritte erzielt werden. 

In Rumänien hat unsere Botschaft mehrfach 
Schritte im Außenministerium mit dem Ziel unter-
nommen, die Benennung eines Gesprächspartners 
für den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
zu erhalten. Bisher ist jedoch eine solche Benennung 
noch nicht erfolgt. 

In den übrigen Ostblockstaaten liegen die Verhält-
nisse noch ungünstiger. Es ist bezeichnend, daß selbst 
das Deutsche Rote Kreuz noch keine greifbaren Ergeb-
nisse erzielen konnte, obwohl ihm in der Resolution 
Nr. 23 der XX. Konferenz des Internationalen Roten 
Kreuzes eine Rechtsgrundlage für seine Verhandlun-
gen zur Verfügung steht. Diese Resolution bezieht 
sich auf den Austausch aller verfügbaren Angaben 
über Kriegsgräber und die Ausnutzung aller Mög-
lichkeiten zur Identifizierung. 

Das Deutsche Rote Kreuz und der Volksbund 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge pflegen einen stän-
digen Erfahrungsaustausch. Auch die Bundesregie-
rung wird jede sich bietende Möglichkeit zur Erörte-
rung der Kriegsgräberfrage ergreifen, wie dies schon 
bisher bei Wirtschafts- und kulturellen Verhandlun

-

gen geschehen ist. Es ist jedoch zu bedenken, daß 
über die Pflege der Kriegsgräber erst erfolgreich 
verhandelt werden kann, wenn es dem Deutschen 
Roten Kreuz gelungen ist, zu wesentlichen Ergebnis-
sen auf dem Gebiet der Erfassung und Identifizie-
rung von Kriegsgräbern zu gelangen. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Jahn vom 3. Dezember 1969 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Schwabe (Drucksache VI/104 Frage B 3): 

Wird die tagelange Verwahrung eines 19jährigen in der 
psychiatrischen Landesklinik Wunstorf nach einem Trunkenheits-
delikt Anlaß zur Überprüfung der geltenden Bestimmungen und 
ihrer Anwendung sein? 

Aus den mir bekanntgewordenen Presseberichten 
läßt sich nicht mit Sicherheit entnehmen, auf welcher 
Rechtsgrundlage die Einweisung des Herrn Wilfried 
Schwabe in die psychiatrische Landesklinik Wuns-
torf erfolgt ist. Es könnte sich um eine Maßnahme 
auf Grund des niedersächsischen Landesrechts 
handeln, das die Unterbringung Geisteskranker aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
in einer Heilanstalt regelt. Dieser Bereich fällt in 
die ausschließliche Zuständigkeit des Landes Nieder-
sachsen. Eine Zuständigkeit des Bundes käme nur in 
Betracht, wenn die Einweisung im Rahmen eines 
sttrafprozessualen Ermittlungsverfahrens zur Vor-
bereitung eines Gutachtens über den Geisteszustand 
des Beschuldigten erfolgt wäre (vgl. § 81 StPO). Um  

dies zu klären, habe ich den Herrn Niedersächsischen 
Minister der Justiz gebeten, mir die erforderlichen 
Informationen zu erteilen. Ich werde Ihre Frage so-
dann abschließend beantworten. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 3. Dezember 1969 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (Druck-
sache VI/104 Frage B 6): 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die Musikinstru-
mentenindustrie, die weitgehend mittelständisch strukturiert ist, 
zu den betroffenen Bereichen gehört, die durch die DM-Aufwer-
tung besonderen Schwierigkeiten gegenübersteht? 

Der Bundesregierung ist die besondere Situation 
der Musikinstrumenten-Industrie — hohe Ausfuhr-
abhängigkeit bei lohnintensiver Erzeugung — be-
kannt. Sie wird deshalb den kommenden Anpas-
sungsprozeß sorgfältig beobachten, um volkswirt-
schaftlich unerwünschte Folgen für die betroffenen 
Bereiche zu vermeiden. Im gesamtwirtschaftlichen 
Interesse ist dabei selbstverständlich ein strenger 
Maßstab anzulegen. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 3. Dezember 1969 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (Druck-
sache VI/104 Frage B 7): 

Wieviel Dauerarbeitsplätze konnten in den Fördergebieten des 
Bundes und der Länder in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Okto-
ber 1969 geschaffen werden? 

Am 30. November 1969 wurden 38 504 neue Dau-
erarbeitsplätze gezählt, die in den seit Jahresbeginn 
mit Hilfe von Bundesmitteln in den Fördergebieten 
neu errichteten oder erweiterten gewerblichen Be-
trieben enstehen. 

Davon entfallen auf 

— Bayern 	 2 332 

— Baden-Württemberg 	 1 001 

— Hessen 	 4 681 

— Niedersachsen 	 17 591 

— Nordrhein-Westfalen 	 587 
— Rheinland-Pfalz 	 6 674 

— Saarland 	 3 497 

— Schleswig-Holstein 	 2 141 

Hinzu kommen zahlreiche neue Arbeitsplätze, die 
allein mit Hilfe von Landesmitteln entstehen wer-
den, deren genaue Zahl hier aber nicht bekannt ist. 
So handelt es sich zum Beispiel in den bayerischen 
Fördergebieten nach Angaben der Landesregierung 
um weitere rd. 13 000 neue Arbeitsplätze in Be- 
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trieben, die 1969 mit Landesmitteln gefördert wur-
den. Ich habe Ihre Anfrage jedoch zum Anlaß ge-
nommen, die Länder um Auskunft zu bitten, und 
werde Ihnen die noch fehlenden Zahlen mitteilen, 
sobald ich sie von den Ländern erhalten habe. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
3. Dezember 1969 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Müller (Mülheim) (Drucksache VI/104 
Frage B 8) : 

Stehen dem von der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
beschleunigt betriebenen Ausbau des Flughafens Essen-Mülheim 
schwerwiegende Bedenken der Luftsicherung und Luftaufsichts-
kontrolle entgegen? 

Gegen den Ausbau des Flughafens Essen-Mül-
heim bestehen seitens der Flugsicherung Bedenken, 
sofern dort planmäßiger Luftverkehr durchgeführt 
werden soll, der eine Kontrolle durch die Flugsiche-
rung erfordert. 

Wegen der engen Nachbarschaft der Flughäfen 
Essen-Mülheim und Düsseldorf sind Überschneidun-
gen der beiderseitigen Instrumenten-An- und Ab-
flugverfahren und somit gegenseitige Beeinträchti-
gungen des Flugbetriebs unvermeidbar. 

Ferner ist bei der Ausrichtung der Start- und 
Landebahn in Essen-Mülheim der Anflug aus Osten 
bzw. der Abflug in östlicher Richtung nur über die 
südlichen Stadtgebiete von Essen möglich, wo-
durch eine erhebliche Lärmbelästigung der Bevöl-
kerung unvermeidbar wäre. 
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